
Der Verfassungsanspruch lässt wenig Raum 
für Interpretationen, Artikel 5 des Grundge-
setzes ist unmissverständlich: »Jeder hat das 
Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und 

Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allge-
mein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. 
Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung 
durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine 
Zensur findet nicht statt.« Die Realität, zumal in Zeiten 
von Krise und Krieg, sieht anders aus, das zeigt der 
staatliche Umgang mit der jungen Welt (jW) auf erschre-
ckende Weise. Mit besonderem Hinweis auf ihre »Wirk-
mächtigkeit« soll der in Berlin erscheinenden unabhän-
gigen linken Tageszeitung der »Nährboden« entzogen 
werden, wie die Bundesregierung 2021 in Beantwortung 
einer Kleinen Anfrage der Linksfraktion wissen ließ. 
Die offizielle Position ist in dem 18seitigen Dokument 
ausformuliert: Die jW vertritt missliebige politische An-
sichten, vor allem aber gewinnt sie entgegen allen Trends 
an Auflage. Daher wird sie wegen »linksextremistischer 
Politikvorstellungen« angeprangert. So setzt auch der 
Inlandsgeheimdienst seine Instrumente gezielt zu ihrer 
Überwachung und Bekämpfung ein. Der Verlag 8. Mai 
GmbH, in dem die junge Welt erscheint, wehrt sich auch 
juristisch gegen dieses EU-weit beispiellose Vorgehen 
und hat vor gut drei Jahren Klage gegen die Bundesre-
publik eingereicht. Der erste Verhandlungstag in der 

Hauptsache wurde vom Verwaltungsgericht Berlin für 
den 18. Juli 2024 angesetzt. 

Bereits seit 1998 taucht die jW als einzige Tageszeitung 
immer wieder im Verfassungsschutzbericht auf. Rufschä-
digung und Nachteile im Wettbewerb, die sich in jüngster 
Zeit häufen, sind – siehe oben – ausdrücklich erwünscht. 
Dieser unverhohlene Angriff auf die grundgesetzlich ga-
rantierte Pressefreiheit hat es in sich: Nach amtlicher Les-
art ist die jW keineswegs nur ein journalistisches Produkt, 
sondern eine »Struktur«, die Redaktion ein »Personenzu-
sammenschluss« mit dem Ziel der Herbeiführung eines 
Umsturzes. 

In Wahrheit sind es die Positionen der jungen Welt, die 
gleichsam als Gedankenverbrechen delegitimiert werden 
sollen. Dabei nimmt diese Zeitung ihrem Selbstverständ-
nis als fortschrittliches Medium gemäß schlichtweg die 
Wächterrolle der Presse ernst, berichtet kritisch und unab-
hängig über politische und wirtschaftliche Vorgänge. Wie 
jede Zeitung hat auch die jW eine Blattlinie. Ihr Analyse-
instrument ist der Marxismus. Sie stellt die Ökonomie ins 
Zentrum, fragt nach Interessen, Klassenwidersprüchen 
und der Veränderbarkeit sozialer Verhältnisse. Und er-
zeugt, so der Anspruch, mit diesem Denkansatz ein kontu-
riertes, facettenreiches und tiefenscharfes Bild der Gesell-
schaft in Geschichte und Gegenwart. Wenig erstaunlich: 
Als präzise Erkenntnismethode ist der Marxismus in den 
Wissenschaften international seit langem etabliert. 

Der Ansatz hilft uns journalistisch, auch die interna-
tionalen Beziehungen in ihrer Widersprüchlichkeit und 
Entwicklung zu erkennen, die Dinge beim Namen zu nen-
nen. So kommt die jW mit Blick auf die weltpolitischen 
Großkonflikte in der Ukraine oder in Nahost zu anderen 
Schlüssen als die meisten Medien hierzulande, spricht 
sich in beiden Fällen konsequent gegen Waffenlieferungen 
und für diplomatische Lösungen aus. Das stört und soll of-
fenbar gerade deshalb unterbunden werden. Der Versuch, 
unbotmäßige Berichterstattung zu behindern, zeugt auch 
von einem Verfall bürgerlicher Rechtskultur. Die Freiheit 
stirbt bekanntlich zentimeterweise, so geht es hier mit-
nichten allein um die jW. 

Redaktion, Verlag und Genossenschaft der jungen Welt 
haben sich entschlossen, der staatlichen Willkür entgegen-
zutreten und ihren Fall auch mit diesem jW-Extra, das in 
hoher Auflage erscheint und anderen Zeitungen beigelegt 
wird, einer größeren Öffentlichkeit bekanntzumachen, 
über Hintergründe zu informieren, den Vorgang politisch 
einzuordnen und das journalistische Selbstverständnis der 
jungen Welt darzustellen. Zur Durchsetzung der Presse-
freiheit wird es einen langen Atem brauchen – und breite 
Unterstützung. 

Stefan Huth, Chefredakteur junge Welt 
Dietmar Koschmieder, Geschäftsführung Verlag 8. Mai GmbH 

Michael Sommer,  Vorstandsvorsitzender LPG junge Welt eG 

Pressefreiheit unter Beschuss
Kritische Berichterstattung unerwünscht: Die junge Welt wird vom 
Inlandsgeheimdienst bekämpft und soll mundtot gemacht werden.  
Redaktion und Verlag setzen sich auch juristisch zur Wehr

Massiver Polizeischutz für Faschisten – zuvor hatten Behörden eine NPD-Kundgebung direkt vor das Gebäude der jW-Redaktion in Berlin-Mitte verlegt (17.6.2011)
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Anlässlich des Internationa-
len Tages der Pressefreiheit 
am 3.  Mai bezeichnete die 
Staatsministerin für Kultur 

und Medien, Claudia Roth, die Freiheit 
und Unabhängigkeit der Medien als 
»Grundpfeiler unseres demokratischen 
Gesellschaftsmodells«. Diese gelte es zu 
schützen »gegen die Kräfte, die sie und 
unsere Demokratie aushöhlen und be-
schädigen wollen«, so die Politikerin von 
Bündnis 90/Die Grünen. Rund die Hälfte 
der Bundesbürger sieht die Pressefreiheit 
in Deutschland in Gefahr, zeigt eine im 
Frühjahr 2024 im Auftrag des Bundesver-
bandes Digitalpublisher und Zeitungsver-
leger (BDZV) durchgeführte Umfrage.

Keine Beweise
Für solche Sorgen gibt es allen Grund, wie 
die überregionale Tageszeitung junge Welt 
aus eigener Erfahrung zu berichten weiß. 
Allerdings sind es keine ominösen Kräfte 
aus dem Ausland oder ein krakeelender 
Mob auf der Straße, der diese von Parteien, 
Kirchen und Konzernen unabhängige linke 
Tageszeitung bedrängt. Es ist vielmehr der 
deutsche Staat selbst. Weil der Bundes-
regierung bestimmte in der jW vertretene 
Inhalte und Positionen nicht genehm sind, 
lässt sie die Zeitung durch den Inlands-
geheimdienst bekämpfen.

Der Verlag 8. Mai GmbH, in dem die 
junge Welt erscheint, hat dagegen Klage 
erhoben. Vor dem Berliner Verwaltungsge-
richt soll nun entschieden werden, ob die 
Zeitung in den jährlichen Berichten des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz im 
Kapitel »Linksextremismus« als »Grup-
pierung« aufgeführt werden darf, die an-
geblich »verfassungsfeindliche Ziele« 
verfolgt. Die erstinstanzliche Verhandlung 
wurde auf den 18. Juli 2024 terminiert.

In den inkriminierten Geheimdienstbe-
richten wird die jW mit einer täglich ver-
kauften Auflage von über 21.000 Exemp-
laren als das »bedeutendste und auflagen-
stärkste Medium im Linksextremismus« 
bezeichnet. Weiter heißt es: »Die jW ist 
mehr als ein Informationsmedium. Sie 
wirkt als politischer Faktor und schafft 
Reichweite durch Aktivitäten wie zum 
Beispiel die Durchführung der alljährli-
chen Rosa-Luxemburg-Konferenz.« Und 
eben diese Reichweite, ohne die keine 
Tageszeitung wirtschaftlich überleben 
könnte, gilt es nach Angaben der Bun-

desregierung einzuschränken. Denn es 
handele sich bei der jungen Welt um eine 
»eindeutig kommunistisch ausgerichtete 
Tageszeitung«, die »Gegenöffentlichkeit« 
schaffen wolle, behauptet die Bundesre-
gierung in ihrer Antwort vom 5. Mai 2021 
auf eine parlamentarische Anfrage der 
Bundestagsfraktion Die Linke. Gemeint 
ist die marxistische Orientierung in der 
Zeitungsarbeit: »Themenauswahl und In-
tensität der Berichterstattung zielen auf 
Darstellung ›linker‹ und linksextremisti-
scher Politikvorstellungen und orientier-
ten sich am Selbstverständnis der jW als 
marxistische Tageszeitung.«

Nährboden entziehen
Die junge Welt ist ein unabhängiges jour-
nalistisches Produkt, das auf einem äußerst 
komplizierten Zeitungsmarkt überleben 
will. Durch die Nennung im Verfassungs-
schutzbericht entstehen ihr erhebliche 
Nachteile im Wettbewerb: Ihr werden unter 
Verweis auf den Verfassungsschutzbericht 
beispielsweise das Anmieten von Werbe-
tafeln in Bahnhöfen oder die Ausstrah-
lung bezahlter Werbespots im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk verweigert. Auch 
die redaktionelle Arbeit wird behindert, 
denn Autoren und Gesprächspartner wer-
den abgeschreckt, Institutionen verweigern 
Presseauskünfte. Aber genau diese Folgen 
der Nennung sind erklärte Absicht: Ziel sei 
es, Relevanz und »Wirkmächtigkeit« der 
jungen Welt einzuschränken, gibt die Bun-
desregierung offen zu; eine Nennung im 
Verfassungsschutzbericht diene auch dem 
Zweck, »verfassungsfeindliche(n) Bestre-
bungen (…) den weiteren Nährboden ent-
ziehen zu können«. Weil aber die junge Welt 
eine fortschrittliche Zeitung ist, die auf ihre 
verfassungsmäßigen Rechte pocht, verklagt 
der Verlag 8. Mai GmbH (in dem die jW 
erscheint) die Bundesregierung wegen der 
Verletzung einer Reihe von Grundrechten.

Dass Presse- und Meinungsfreiheit ein 
sehr hoch bewertetes Verfassungsgut dar-
stellen, hat der Erste Senat des Bundes-
verfassungsgerichts bereits am 24. Mai 

2005 in einem Grundsatzurteil bezüglich 
der Nennung einer Zeitung im Verfas-
sungsschutzbericht betont. Im Falle der 
als »rechtsextremer Verdachtsfall« einge-
stuften Wochenzeitung Junge Freiheit im 
NRW-Verfassungsschutzbericht urteilte das 
Gericht, die Nennung stelle eine unzuläs-
sige Einschränkung der Pressefreiheit dar 
(1 BvR 1072/01). Dieses Grundrecht sichere 
die Freiheit der Herstellung und Verbrei-
tung von Druckerzeugnissen und damit das 
Kommunikationsmedium Presse. Durch 
die Nennung im Verfassungsschutzbericht 
würde die Zeitung in ihren Wirkungs-
möglichkeiten nachteilig beeinflusst. Denn 
potentielle Leser könnten so vom Erwerb 
des Blattes abgehalten werden, Inserenten, 
Journalisten oder Leser briefschreiber sich 
von der Zeitung abwenden oder diese boy-
kottieren. In dem Urteil heißt es zudem, 
nicht alle in einer Zeitung zu findenden 
Positionen etwa von freien Autoren dürften 
der Redaktion angelastet werden.

Mit zweierlei Maß
Dieses Urteil müsste auch für die junge 
Welt gelten – sollte man meinen. Doch die 
Bundesregierung ignoriert einfach, dass es 
sich bei der Tageszeitung um ein Presseer-
zeugnis und nicht um eine politische Orga-
nisation handelt. Vielmehr wird behauptet, 
Zeitung, Verlag und die Genossenschaft, 
der Verlag und Zeitung gehören, seien »ex-
tremistische Personenzusammenschlüsse«, 
die umstürzlerische Ziele verfolgten. Be-
gründet wird das mit der Unterstellung, 
dass eine marxistische Orientierung immer 
auch das wesentliche Ziel beinhalte, »die 
freiheitliche Demokratie durch eine sozi-
alistische/kommunistische Gesellschafts-
ordnung zu ersetzen«. Da hilft es auch 
nichts, wenn die junge Welt und ihre Genos-
senschaft immer wieder darauf hinweisen, 
dass ihr Ziel die tägliche Herausgabe einer 
gut gemachten Zeitung sei und keineswegs 
das Ersetzen einer Gesellschaftsordnung 
durch eine andere.

Klage gegen das völlig unverhältnis-
mäßige Vorgehen des Geheimdiens-

tes und der Regierung hatte der Verlag 
8. Mai GmbH bereits im September 2021 
eingereicht. Seitdem erschienen drei wei-
tere Verfassungsschutzberichte, auf die 
kosten- und arbeitsaufwendig reagiert 
werden musste. Dies grenze an Verfah-
rensverschleppung, betont Verlagsge-
schäftsführer Dietmar Koschmieder, der 
den Verlag im Prozess vertritt. Um den 
Schaden zu minimieren, hatte der Verlag 
den Erlass einer einstweiligen Verfügung 
beantragt, wonach die jW bis zu einem 
rechtskräftigen Urteil nicht mehr im Ver-
fassungsschutzbericht genannt werden 
dürfe. Dieses Ansinnen hatte das Ber-
liner Verwaltungsgericht im März 2022 
zurückgewiesen. Dabei räumte das Ge-
richt ein, dass diverse Rechte der jungen 
Welt durch die Nennung in Verfassungs-
schutzberichten verletzt würden. Dies 
sei aber durchaus gerechtfertigt, weil 
»hinreichend gewichtige Anhaltspunkte 
für die Annahme verfassungsfeindlicher 
Bestrebungen erkennbar« seien. Dieser 
vorläufige Entscheid lässt befürchten, 
dass die Kammer auch im Hauptverfah-
ren in erster Instanz nicht im Sinne der 
Pressefreiheit urteilen wird. Doch der 
Verlag 8. Mai GmbH sei entschlossen, 
notfalls durch alle Instanzen bis zum Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte in Strasbourg zu gehen, versichert 
Koschmieder. Schon zur Eilentschei-
dung hatte das Verwaltungsgericht den 
Streitwert mit 75.000 Euro ungewöhn-
lich hoch angesetzt und so die Prozess-
kosten hochgetrieben – auch dies sei eine 
Möglichkeit, einer Zeitung den »Nähr-
boden« abzugraben, konstatiert der Ge-
schäftsführer. Für den Rechtsstreit mit 
der Bundesrepublik rechne der Verlag 
schon jetzt mit Kosten von deutlich über 
100.000 Euro. »Ohne die hohe Spenden-
bereitschaft der Leserschaft könnten wir 
den Rechtsweg nicht beschreiten«, sagt 
Koschmieder. Man müsse nicht mit allen 
Inhalten der jungen Welt übereinstim-
men, um zu erkennen, dass es in diesem 
Prozess um grundsätzliche Fragen der 
 Presse- und Meinungsfreiheit geht.

Der Staat gegen junge Welt
Darf der Verfassungsschutz die Arbeit einer Tageszeitung behindern?  
Zu grundsätzlichen Fragen der Presse- und Meinungsfreiheit verhandelt das 
Verwaltungsgericht in Berlin am 18. Juli 2024. Von Nick Brauns

Angeblicher Beleg für Umsturzabsichten der jungen Welt: Verteilstand des jW-Aktionsbüros auf dem bundesweiten Aktionstag der 
Friedensbewegung (Berlin, 1.10.2022)
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Der Inlandsgeheimdienst ist 
seit vielen Jahren gegen die 
junge Welt aktiv: Zeitung, 
Verlag und Genossenschaft 

seien »Personenzusammenschlüsse« 
zum Umsturz der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, lautet die Begründung. 
Beweise für diese ungeheuerliche Be-
schuldigung liefert er aber weder in 
Verfassungsschutzberichten noch in 
den bislang eingereichten Unterlagen 
im Verfahren des Verlags 8. Mai GmbH 
gegen die Bundesrepublik. Auch in der 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
parlamentarische Anfrage der Links-
fraktion vom Frühjahr 2021 fehlen sie.

Rosa-Luxemburg-Konferenz
Denn es gibt sie nicht. Genannt werden 
lediglich »gewichtige Anhaltspunkte« 
für die krassen Beschuldigungen. So 
haben die Geheimdienstler herausge-
funden, dass die junge Welt ein »Akti-
onsbüro« unterhalte. In anderen Verla-
gen nennt man das Marketingabteilung: 
Es ist zuständig für Abowerbe- und 
Verteilaktionen auf Veranstaltungen, 
Messen und Demonstrationen. Für den 
Verfassungsschutz ist das jW-Aktions-
büro dafür da, den »Umsturz der gesell-
schaftlichen Verhältnisse« umzusetzen. 
Ein weiterer schwerwiegender Anhalts-
punkt: Die junge Welt führe jährlich 
im Januar sehr erfolgreich eine Inter-
nationale Rosa-Luxemburg-Konferenz 
mit zuletzt über 3.600 Teilnehmenden 
durch. Dort wird zwar viel inhaltlich 
diskutiert, und die Positionen in den 
Vorträgen stimmen wohl selten mit 
denen der Bundesregierung überein  – 
aber weshalb dies ein Anhaltspunkt für 
das Organisieren des Umsturzes sein 
soll, bleibt ein Rätsel. Als ob nicht je-
de andere überregionale Tageszeitung 
ebenfalls Veranstaltungen und Konfe-

renzen für ihre Zielgruppen durchführt.
Absurder geht nicht? Aber doch! 

Die junge Welt, behauptet der Ge-
heimdienst, strebe konkret eine Dik-
tatur des Proletariats nach klassischer 
marxistisch-leninistischer Lehre an, mit 
Einparteiensystem ohne Opposition. 
Auch diese Beschuldigung kann nur mit 
»gewichtigen Anhaltspunkten« belegt 
werden: Die Umsturzabsichten ergäben 
sich etwa aus einer »verherrlichenden« 
Darstellung des sozialistischen Kuba 
sowie einer politischen und moralischen 
Rechtfertigung der DDR im Blatt. Oder 
daraus, dass die junge Welt den venezo-
lanischen Präsidenten Nicolás Maduro 
als Präsidenten bezeichne und den sich 
selbst zum Staatsoberhaupt ernannt ha-
benden Oppositionspolitiker Juan Guai-
dó als »Möchtegern«-Präsidenten. Eine 
Einschätzung, der mittlerweile noch 
nicht einmal die Bundesregierung wi-
dersprechen würde, aber was soll’s …

»Einzelne Autoren und Redaktions-
mitglieder«, so der Geheimdienst, seien 
dem »linksextremistischen« Spektrum 
zuzuordnen. Konkret werden neun Per-
sonen genannt – von weit über 1.000 für 
die jW in den vergangenen Jahren täti-
gen freien Autoren und Mitarbeitenden 
in Verlag und Redaktion. Aber selbst bei 
diesen neun genannten findet der Ge-
heimdienst (trotz jahrelanger Beobach-
tung mit geheimdienstlichen Mitteln) 
nur Belanglosigkeiten: Dem einen wird 
vorgeworfen, auf einem Fest der DKP-
Zeitung UZ gesehen worden zu sein 
und zudem eine Traueranzeige für einen 
DDR-Politiker unterzeichnet zu haben. 
Der andere sei vor 25 Jahren Redakteur 
einer Flugschrift der Kommunistischen 
Plattform der PDS München gewesen 
und stehe nun ehrenamtlich einem Ar-
chivverein mit Kontakten zur Roten Hil-
fe vor. Eine weitere Person wird deshalb 
als Linksextremist markiert, weil sie 

einst Offizier in der Nationalen Volks-
armee gewesen sein soll. Wem solche 
»Anhaltspunkte« der Agenten noch im-
mer nicht gewichtig genug erscheinen, 
wird sich wohl vom folgenden überzeu-
gen lassen: Die Spione haben nämlich 
herausgefunden, dass die Gründung der 
Genossenschaft der jungen Welt 1995 
an einem 7. Oktober erfolgt sei – exakt 
an dem Tag, an dem auch die Deutsche 
Demokratische Republik 1949 gegrün-
det wurde!

Klassenkampf im Blatt
Im Mittelpunkt der Vorwürfe steht aber 
die grundsätzliche Haltung der Tages-
zeitung: Sie orientiert sich tatsächlich 
am Marxismus als Methode zum Erken-
nen und Beschreiben von hiesigen wie 
weltweiten Vorgängen. Haarscharf ana-
lysiert der Verfassungsschutz, dass die 
junge Welt in Beiträgen und Kommen-
taren »von einem bestehenden Klassen-
kampf ausgehe« und, noch schlimmer, 
die Verhältnisse für veränderbar halte. 
Schon die  – auch von einer Vielzahl 
nichtmarxistischer Sozialwissenschaft-
ler  – geteilte Erkenntnis von der Exis-
tenz unterschiedlicher Gesellschafts-
klassen verstoße gegen das Grundge-
setz. »Beispielsweise widerspricht die 
Aufteilung einer Gesellschaft nach dem 
Merkmal der produktionsorientierten 
Klassenzugehörigkeit der Garantie der 
Menschenwürde. Menschen dürfen nicht 
zum ›bloßen Objekt‹ degradiert oder 
einem Kollektiv untergeordnet werden, 
sondern der einzelne ist stets als grund-
sätzlich frei zu behandeln«, schreibt die 
Bundesregierung in der Antwort auf die 
kleine Anfrage der Partei Die Linke der 
Zeitung vor (BT-Drs. 19/29415).

Bei der Präsentation des Verfassungs-
schutzberichts im Juni 2021 wird der 
damalige Bundesinnenminister Horst 

Seehofer von einem Journalisten auf 
diesen Unsinn aus seinem Hause ange-
sprochen. Der kann das gar nicht glau-
ben: »Dann wäre ich auch Verfassungs-
feind!«, entfuhr es dem CSU-Politiker 
lachend. Er verwende zwar nicht den 
Begriff Klassengesellschaft, aber »die 
Spaltung in unserer Gesellschaft« sei ja 
»vollkommen unbestritten«.

Konstruierte Vorwürfe
Im Mittelpunkt der Anschuldigungen des Geheimdienstes gegen die junge Welt 
steht deren marxistische Orientierung. Von Denis Gabriel

Die Bundesregierung gibt zu, der 
Tageszeitung junge Welt durch 
Nennung im Verfassungs-

schutzbericht den »Nährboden entzie-
hen« zu wollen. Wie viele Interessenten 
sich durch die Geheimdienstaktivitä-
ten von einem Abonnement oder einer 
Mitgliedschaft in der Genossenschaft 
abhalten lassen, kann nur vermutet wer-
den. Nachweisen kann man jedoch eine 
lange Reihe von Nachteilen sowohl öko-
nomischer Art als auch bei der journa-
listischen Arbeit. Im folgenden sind nur 
einige Beispiele aus den vergangenen 
Jahren aufgelistet.

Um Käufer und Abonnenten zu ge-
winnen und ihre wirtschaftliche Basis 
zu festigen, steigert die junge Welt (wie 
andere Presseerzeugnisse auch) ihre Be-
kanntheit durch kommerzielle Werbung. 
Doch im öffentlichen Nahverkehr etwa 
in Hamburg, Köln, Leipzig und Bremen 
wird ihr seit Jahren das Schalten von 
bezahlter Werbung verweigert, ebenso 
bundesweit in Bahnhöfen und Zügen der 
Deutschen Bahn AG. Selbst Werbetafeln 
dritter Anbieter, die auf dem Gelände 
der DB stehen, dürfen nicht für jW-
Werbung gemietet werden – immer mit 

Verweis auf die Nennung der Zeitung im 
Verfassungsschutzbericht. Im Frühjahr 
2022 stoppte der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) 
mitten in einer laufenden crossmedial 
angelegten Werbekampagne für den 
Kioskverkauf die Ausstrahlung eines 
bezahlten jW-Radiowerbespots mit der 
Begründung, dass »sich die jW in ei-
nem Rechtsstreit über die Zulässigkeit 
der Nennung im Verfassungsschutzbe-
richt« befände. Zuvor musste der Wer-
bespot bereits mehrfach auf Geheiß des 
Senders angepasst werden. Ausgerech-
net eine jW-Serie zum 70. Jahrestag 
des Grundgesetzes durfte 2019 an der 
Goethe-Universität Frankfurt am Main 
nicht beworben werden. Aufgrund der 
Nennung im Verfassungsschutzbericht 
bestünden »erhebliche Zweifel« daran, 
dass die junge Welt und darin publi-
zierende Autoren »auf dem Boden der 
freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung stehen«, hieß es in der Ablehnung.

In verschiedenen Stadtbibliothe-
ken wurde der Zugang zur Website der 
jungen Welt gesperrt. In München lud 
man die dortige jW-Leserinitiative im 
August 2023 vom Zamanand-Festival 

für »Nachhaltigkeit, Vielfältigkeit und 
Toleranz« unter Schirmherrschaft von 
Oberbürgermeister Dieter Reiter (SPD) 
wieder aus  – wegen der Nennung der 
Zeitung im Verfassungsschutzbericht.

Auch die redaktionelle Arbeit wird 
behindert. So stellt das Fotoarchiv ei-
ner überregionalen Tageszeitung, mit 
dem es zuvor eine jahrelange Zusam-
menarbeit gab, der jW seit 2021 unter 
Verweis auf die Nennung im Geheim-
dienstbericht keine Bilder mehr gegen 
Bezahlung zur Verfügung. Immer wie-
der werden deswegen jW-Journalisten 
Interviews oder Auskünfte verweigert. 
So lehnte das Institut der deutschen 
Wirtschaft in Köln die Beantwortung 
einer Presseanfrage ab, und die AWO 
in Brandenburg erklärte gegenüber ei-
ner Journalistin, jW grundsätzlich keine 
Interviews zu geben. Ein Interviewpart-
ner verlangte unter Einschaltung seines 
Anwalts gar die nachträgliche Löschung 
des Gesprächs. Er habe erst im nach-
hinein erfahren, dass die Zeitung unter 
Beobachtung stehe und befürchte nun, 
womöglich mit verfassungsfeindlichen 
Inhalten in Verbindung gebracht zu 
 werden.

Selbst Dritte sind von Einschränkun-
gen betroffen. Veranstaltern werden 
öffentliche Räumlichkeiten verweigert 
mit dem Hinweis, dass die junge Welt 
Medien partner sei oder ein jW-Redak-
teur als Referent angekündigt wurde. 
Eine Esslinger Druckerei lehnte die 
Herstellung einer Tierrechtszeitschrift 
wegen einer darin geschalteten jW-An-
zeige ab.

Als der Schriftsteller und ehemalige 
Kulturminister Kubas, Abel  Prieto, im 
Januar 2019 die Internationale Rosa-
Luxemburg-Konferenz in Berlin be-
suchte, hatte der Sender ARD mit der 
kubanischen Botschaft ein Interview 
vereinbart. Dieses kam dann doch nicht 
zustande. Den Zuschauern müsste man 
sonst mitteilen, dass Prieto auf Einla-
dung der Tageszeitung jungen Welt in 
Deutschland weilte, so die Begründung 
der Absage durch den Sender gegenüber 
der Botschaft.

Schließlich steht die junge Welt in 
verschiedenen Gefängnissen auf dem 
Index und darf nicht an die Gefangenen 
ausgehändigt oder im Gemeinschafts-
raum ausgelegt werden.

 Nick Brauns

Werbeverbote und verweigerte Auskünfte
Wie Verfassungsschutz und Bundesregierung ganz gezielt freie Pressearbeit behindern

Im Mittelpunkt der 
Vorwürfe steht aber 
die grundsätzliche 
Haltung der Tages-
zeitung: Sie orien-
tiert sich tatsäch-
lich am Marxismus 
als Methode zum  
Erkennen und  
Beschreiben von  
hiesigen wie  
weltweiten  
Vorgängen.
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  W ie ist es im Jubiläums-
jahr des Grundgeset-
zes um die Meinungs- 
und Pressefreiheit in 

Deutschland bestellt?   
 Meinungs- und Pressefreiheit, aber auch 
Wissenschafts- und Kunstfreiheit sind 
staatlicherseits immer wieder in Gefahr. 
Das ist keine leere Floskel, sondern die 
Lehre aus der 75jährigen bundesdeutschen 
Verfassungsrealität, die sich allzu häufig 
in Widerspruch zum Grundgesetz entwi-
ckelt. Denken wir nur an zensurierende 
Auswirkungen der exzessiven Kommu-
nistenverfolgung der 1950/60er Jahre, der 
einschüchternden Berufsverbotspolitik der 
70er/80er Jahre, des nicht erklärten Aus-
nahmezustands im »Deutschen Herbst« 
oder der teils ausufernden Sicherheits- und 
Antiterrorpolitik.  

 Auch heute drohen Gefahren, kommt es 
zu pauschalen polizeilichen Verboten so-
wie Auflösungen von Veranstaltungen und 
Protestaktionen und damit zu Eingriffen 
in Meinungs- und Versammlungsfreiheit, 
auch zu Zensur und Selbstzensur – so et-
wa im Zusammenhang mit »Israel-Kritik« 
angesichts des Gazakriegs. Auch Maßnah-
men des Verfassungsschutzes führen zu 
Grundrechtseingriffen, etwa im Fall der 
legalen, aber angeblich »linksextremisti-
schen« Tageszeitung  junge Welt  sowie mit 
der Erweiterung des Extremismusbegriffs 
um »verfassungsschutzrelevante Delegiti-
mierung des Staates«. Damit kann berech-
tigte Kritik am Staat stigmatisiert und als 
»extremistisch« ausgegrenzt werden – eine 
gefährliche Bedrohung freier Meinungsäu-
ßerung und Medienarbeit.  

  Sie haben »Verfassungsschutz« ver-
schiedentlich als irreführenden Tarn-
namen bezeichnet. Was ist die offiziel-
le Aufgabe des Verfassungsschutzes in 
Bund und Ländern, und welche Rolle 
spielt er tatsächlich?   

 Nach herrschender Auffassung wird die 
Bundesrepublik ja als »wehrhafte Demo-
kratie« definiert. Und so erhielt der In-
landsgeheimdienst »Verfassungsschutz«, 
VS, die Funktion, offen und verdeckt In-
formationen über Bestrebungen gegen die 
»freiheitliche demokratische Grundord-
nung« zu sammeln und auszuwerten – und 
zwar schon weit im Vorfeld eines konkre-
ten Verdachts und messbarer Gefahren. 

Als »Frühwarnsystem« soll er zum Schutz 
dieser Grundordnung Regierungen, Parla-
mente, teils auch die Öffentlichkeit über 
»extremistische« oder »verfassungsfeindli-
che Bestrebungen« informieren.  

 Nun, hinter dem wohlklingenden Be-
griff »Verfassungsschutz« verbirgt sich in 
Wirklichkeit ein veritabler Regierungsge-
heimdienst mit geheimen Mitteln, Metho-
den und Strukturen. Deshalb spreche ich 
von einem irreführenden Tarnnamen, mit 
dem sein Geheimdienstcharakter und sei-
ne geheimen Methoden verschleiert wer-
den. Dazu gehören: Verdeckte Mitarbeiter, 
V-Leute, Informanten, technische Mittel 
für Lausch- und Spähangriffe. Damit in-
filtriert und überwacht er unter gewissen 
Voraussetzungen »verdächtige« Gruppen 
und Parteien, um deren zumeist legale poli-
tisch-oppositionelle Arbeit auszuforschen, 
aber auch Individuen, angebliche oder 
mutmaßliche »Extremisten« oder »Verfas-
sungsfeinde«  – Begriffe, für die es keine 
legale Definition gibt.  

 Das bedeutet: Der Verfassungsschutz 
betreibt im grundrechtlich geschützten 
Meinungsbereich ideologische Gesin-
nungskontrolle und beansprucht Definiti-
onsmacht hinsichtlich der Frage, was hier-
zulande als »extremistisch« zu gelten hat 
und was nicht. Mit weitreichenden Folgen 
für Betroffene, die damit stigmatisiert und 
aus dem öffentlich-demokratischen Dis-
kurs ausgegrenzt werden können. In ande-
ren westlichen Demokratien gibt es nichts 
Vergleichbares.  

 Und seine geheimen Methoden und 
Strukturen machen es zudem schwer bis 
unmöglich, ihn so wirksam zu kontrol-
lieren, wie das für einen demokratischen 
Rechtsstaat selbstverständlich sein müss-
te. Das bedeutet: Die VS-Behörden wider-
sprechen demokratischen Prinzipien der 
Transparenz und Kontrollierbarkeit. Kein 
Wunder, dass sie immer wieder zu Ver-
selbstständigung, Willkür und Machtmiss-
brauch neigen, wie ihre ellenlange Skan-
dalgeschichte eindrucksvoll belegt.  

  Die Tageszeitung  junge Welt  wird seit 
1998 in Verfassungsschutzberichten 

als »linksextremistisch« markiert. 
Ziel sei es, der Zeitung damit den 
»weiteren Nährboden entziehen zu 
können«, wie die Bundesregierung 
im Mai 2021 in ihrer Antwort auf eine 
parlamentarische Anfrage zugab. Wie 
ist ein solches staatliches Vorgehen aus 
grundrechtlicher Sicht zu beurteilen?   

 Infolge der Beobachtung und Negativbe-
wertung in den VS-Berichten wird das Zei-
tungsprojekt mitsamt Verlag, Redakteuren 
und Mitarbeitern als »linksextremistisch« 
stigmatisiert. Damit greift der Staat tief in 
Grundrechte der Presse-, Meinungs- und 
Berufsfreiheit der Betroffenen ein. Solche 
Maßnahmen behindern eine Zeitung und 
ihre Redaktion massiv in der Ausübung 
ihrer demokratischen Rechte, denn sie ha-
ben ausgrenzende Wirkung: Das beginnt 
mit der Behinderung journalistischer Ar-
beit und Recherche und reicht bis hin zu 
Wettbewerbsnachteilen. Insofern stimmt 
die Aussage der Bundesregierung, der Zei-
tung damit den »Nährboden« entziehen 
und ihre »Wirkmächtigkeit« einschränken 
zu wollen. Doch der zielgerichtete Angriff 
auf ökonomische Grundlagen gehört nicht 
zu den gesetzlichen Aufgaben des Verfas-
sungsschutzes, dessen Maßnahmen im üb-
rigen verhältnismäßig sein müssen.  

  Sie selbst sind seit Ihrem Jurastudi-
um vier Jahrzehnte lang, während ih-
res gesamten Berufslebens als Anwalt, 
vom Verfassungsschutz beobachtet 
worden – grundrechtswidrig, wie die 
Gerichte aller Instanzen, zuletzt das 
Bundesverwaltungsgericht 2020, fest-
stellten. Was bedeutete die Überwa-
chung für Sie, und welche Nachteile 
hatten Sie dadurch?   

 Abgesehen von Schnüffeleien in meiner 
Privatsphäre bin ich tatsächlich fast ein Ar-
beitsleben lang in allen meinen beruflichen 
und ehrenamtlichen Funktionen als Pub-
lizist und Anwalt, auch als Präsident der 
Internationalen Liga für Menschenrechte, 
zeitweise selbst als stellvertretender Rich-
ter am Staatsgerichtshof Bremen beobach-
tet und ausgeforscht worden. Als Anwalt 
und Publizist bin ich zweifacher »Berufsge-

heimnisträger« – zum Schutz meiner Man-
danten und Informanten. Doch unter Beob-
achtungsbedingungen musste ich befürch-
ten, dass meine oft heiklen Recherchen und 
Kontakte zu bestimmten Informanten und 
Mandanten ausgespäht und diese gefährdet 
würden. Anwaltsgeheimnis und der Quel-
lenschutz als Voraussetzung für Pressefrei-
heit waren so nicht mehr zu gewährleisten, 
meine Berufsfreiheit und berufliche Praxis 
damit mehr als beeinträchtigt.  

 Auch musste ich mich immer wieder der 
bangen Frage stellen, was das Wissen um 
die Negativbewertung durch den Verfas-
sungsschutz mit mir und aus mir gemacht 
hat, ob ich mich womöglich schleichend 
anpasse, heikle Themen, Kontakte und De-
batten meide, ob also die Schere im Kopf 
seitdem klammheimlich ihr zerstörerisches 
Unwesen treibt. Es ist wichtig, sich dies 
immer wieder bewusst zu machen und zu 
hinterfragen.  

  Die Verfahren bis zum rechtskräfti-
gen Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts zogen sich in Ihrem Fall 15 Jah-
re hin. Auch der Verlag 8. Mai GmbH, 
in dem die Tageszeitung  junge Welt  
erscheint, musste schon fast drei Jah-
re allein auf das nun für den 18. Juli 
angesetzte erstinstanzliche Verfahren 
vor dem Verwaltungsgericht Berlin 
warten. Ist es unter solchen Um-
ständen überhaupt sinnvoll, gegen 
die Geheimdienstüberwachung den 
langwierigen und teuren Rechtsweg 
einzuschlagen?   

 Nach meinen Erfahrungen ist es trotz alle-
dem in vielen nachweisbaren geheimdienst-
lichen Be obachtungs- und Stigmatisie-
rungsfällen sinnvoll, den Rechtsweg zu be-
schreiten. Denn nur so eröffnet sich, wenn 
auch zumeist mit viel Kraft und Geduld, die 
reale Chance, der Stigmatisierung und den 
staatlichen Eingriffen in Meinungs-, Presse- 
und Berufsfreiheit gerichtlich ein Ende zu 
bereiten. Ohne meine in vielerlei Hinsicht 
aufwendige und mühselige gerichtliche Ge-
genwehr stünde ich womöglich heute noch 
unter Dauerbeobachtung des Verfassungs-
schutzes.  Interview: Stefan Huth
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»Das Amt betreibt ideologische 
Gesinnungskontrolle«
Über die politische Funktion des Verfassungsschutzes und die Folgen für die von seiner 
Tätigkeit Betroffenen. Ein Gespräch mit Rolf Gössner 

Angeblicher Beleg für die Umsturzabsichten der jungen Welt: Tausende auf der XXIX. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 
(Berlin, 13.1.2024)
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Dr. Rolf Gössner (hier 
bei der Durchsicht seiner 
über 2.000seitigen Per-
sonenakte des VS) ist 
Publizist und Jurist, ar-
beitete 40 Jahre als An-
walt, war stellvertreten-
der Richter am Staats-
gerichtshof Bremen 
und parlamentarischer 
Sachverständiger. Er ist 
Kuratoriumsmitglied der 
Internationalen Liga für 
Menschenrechte, Mithe-
rausgeber des »Grund-
rechte-Report. Zur Lage 
der Bürger- und Men-
schenrechte in Deutsch-
land« und der Zweiwo-
chenschrift für Politik/
Kultur/Wirtschaft Os-
sietzky; Autor zahlreicher 
Bücher zu Demokratie, 
Innerer Sicherheit und 
Bürgerrechten, zuletzt: 
»Datenkraken im öf-
fentlichen Dienst. ›Lau-
datio‹ auf den präven-
tiven Sicherheits- und 
Überwachungsstaat«, 
Papyrossa, Köln 2021. 
Mehrfach ausgezeich-
net, zuletzt mit dem 
Hans-Litten-Preis der 
Vereinigung Demo-
kratischer Jurist:innen 
(VDJ). Gössner stand 
vier Jahrzehnte unter VS-
Beobachtung – grund-
rechtswidrig, wie das 
Bundesverwaltungsge-
richt 2020 nach 15 Ver-
fahrensjahren rechts-
kräftig urteilte. 
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Kontern 
Vatikan appelliert: Ukraine-Krieg 

beenden. US-Thinktank sieht 
Kiew »die Zeit davonlaufen«

Kungeln 
Union will TAURUS weiter im Bundes-

tag debattieren. London und 
Grüne für Ringtausch offen

Kürzen
Haushalt 2025: Finanzminister Lind-

ner will überall »sparen« – nur 
nicht beim Rüstungsetat

Kappen
Spanien verbietet »Worldcoin«. Behörde 

untersagt Datensammlung durch 
Kryptofirma. Von Alex Favalli

Die Lage in Gaza wird von Tag 
zu Tag katastrophaler. Israel 
und seine westlichen Verbün-

deten brauchen daher dringend Erfolgs-
meldungen über humanitäre Hilfe. In 
der Nacht zum Sonntag haben die USA 
nun angekündigt, das erste Schiff mit 
Material für den Bau einer provisori-
schen Anlegestelle an der Küste des 
Gazastreifens zu entsenden. Allerdings 
musste Washington einräumen, dass 
der Bau des »schwimmenden Hafens« 
für Schiffe mit Hilfslieferungen mehre-
re Wochen, wahrscheinlich sogar zwei 
Monate in Anspruch nehmen wird. Wie 
die US-Regierung weiter mitteilte, soll 
Israel zudem ein Kontrollrecht über die 
Hilfsschiffe in Zypern eingeräumt wer-
den.

Der Transport auf dem Seeweg soll 
den teuren, ineffizienten und viel zu 
geringen Abwurf von Hilfsgütern aus 
der Luft durch Jordanien, Ägypten, 
Frankreich, die Niederlande und die 
USA ergänzen. Am Freitag kam es bei 
einem solchen Abwurf zu einem tragi-
schen Unfall: Weil sich ein Fallschirm 
nicht öffnete, stürzte ein großes Hilfs-
paket ungebremst auf Wartende und ein 
Hausdach. Fünf Menschen kamen ums 
Leben, weitere wurden nach Angaben 
der örtlichen Gesundheitsbehörden ver-
letzt.

Hilfsorganisationen wie das Welt-
ernährungsprogramm der Vereinten 
Nationen warnen vor einer Hungers-
not in der Küstenenklave. Dort stieg 
die Zahl der Getöteten am Sonntag auf 
mehr als 31.000. Vor allem in den Nor-
den des Gazastreifens gelangt wegen 
israelischer Restriktionen nur ein Fünf-
tel der geplanten Lkw-Transporte. Auch 
das Palästinenserhilfswerk der Verein-
ten Nationen (UNRWA) steht nach An-
gaben seines Chefs Philippe Lazzarini 

vor dem Kollaps, nachdem die meisten 
Geberländer wegen israelischer Vor-
würfe, UNRWA-Mitarbeiter seien an 
den Angriffen vom 7. Oktober 2023 be-
teiligt gewesen, ihre Unterstützung ein-
gestellt haben. Wie die Times of Israel
am Freitag schrieb, kam die Organisa-
tion in einer Untersuchung jedoch zu 
dem Schluss, dass die belastenden Aus-
sagen von israelischen Behörden unter 
Folter erpresst worden seien. Immer-
hin kündigten die Regierungen Schwe-
dens und Kanadas am Sonnabend an, 
ihre finanzielle Unterstützung für die 
UNRWA wieder aufzunehmen. Bereits 
vor einer Woche hatte die EU erklärt, 
50 Millionen Euro an das UN-Hilfs-
werk zu überweisen.

Unterdessen ergab eine am Don-
nerstag veröffentlichte Umfrage des 
Instituts Infratest Dimap, dass rund der 
Hälfte der Deutschen das Vorgehen Is-
raels inzwischen zu weit geht. Das rief 
auch Bundeswirtschaftsminister Robert 
Habeck (Bündnis 90/Die Grünen) auf 
den Plan. In einem Interview mit Welt 
TV sagte er, was in Gaza passiere, sei 
»schlimm für die Zivilbevölkerung«. 
Zwar habe er Verständnis dafür, dass 
Israel nach der – völlig unbewiesenen – 
Zerstörung von 80 Prozent der Hamas-
Strukturen jetzt nicht aufhören könne. 
Aber Tel Aviv müsse es »anders ma-
chen und mit mehr Schutz für die Zivil-
bevölkerung«, so der Vizekanzler des 
zweitgrößten Waffenlieferanten Israels.

Auch innenpolitisch gerät die is-
raelische Regierung zunehmend unter 
Druck. Am Sonnabend kam es in Tel 
Aviv zu mehreren Protesten gegen Mi-
nisterpräsident Benjamin Netanjahu: 
So demonstrierten etwa erneut Ange-
hörige der Geiseln. Ein zweiter Protest-
zug mit mehreren tausend Teilnehmern 
wurde von der Polizei daran gehindert, 
eine Stadtautobahn in der Nähe des Sit-
zes des Verteidigungsministeriums zu 
blockieren. Die Polizei ging mit Gewalt 
gegen die Demonstranten vor, die den 
Rücktritt Netanjahus und ein Abkom-
men mit der Hamas zur Freilassung der 
Geiseln forderten.

Siehe Seite 3

Keine Rettung für Gaza

Ostrentner abgespeist

WWW.JUNGEWELT.DE

Haiti: US-Personal 
verlässt Botschaft
Port-au-Prince. Anhaltende schwere 
Bandengewalt hat im Karibikstaat 
Haiti den Druck auf den im Ausland 
gestrandeten Regierungschef Ariel 
Henry erhöht und die humanitäre 
Krise weiter verschärft. Das US-
Militär flog am Wochenende nicht 
essentielle Mitarbeiter der US-Bot-
schaft aus und verstärkte dort die 
Sicherheitsvorkehrungen, wie das 
Regionalkommando Southcom der 
US-Streitkräfte am Sonntag mit-
teilte. Die Gewalt der bewaffneten 
Gruppen, die die Interimsregierung 
von Premierminister Henry stürzen 
wollen, legt große Teile Haitis seit 
rund zehn Tagen lahm. Alle Flüge 
fielen seit Tagen aus. Am Freitag 
abend (Ortszeit) wurde nach Me-
dienberichten um den Präsidenten-
palast heftig geschossen. Wie viele 
Menschen der Gewalt zum Opfer 
fielen, ist bislang unklar. Die Wa-
shington Post berichtet von Leichen 
auf offener Straße. (dpa/jW) 
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UFO ruft Flugbegleiter zu 
Streik bei Lufthansa auf

Frankfurt am Main. Die Kabinen-
gewerkschaft UFO hat die rund 
19.000 Flugbegleiter der Lufthansa 
und der Lufthansa Cityline für 
Dienstag und Mittwoch zum Streik 
aufgerufen. Bestreikt werden jeweils 
von vier bis 23 Uhr am Dienstag 
alle Abflüge von Frankfurt am Main 
und am Mittwoch alle Abflüge von 
München, teilte UFO am Sonnabend 
abend mit. Die Flugbegleiter der 
Kerngesellschaft und der Regional-
tochter Lufthansa Cityline hatten zu-
vor in getrennten Urabstimmungen 
mit jeweils mehr als 96 Prozent für 
den Streik gestimmt. Die Gewerk-
schaft betonte, der Konzern habe 
erst am Donnerstag ein Ergebnis in 
Höhe von fast 1,7 Milliarden Euro 
Nettogewinn verkündet. »Die Kabi-
ne muss nun auch an diesem Erfolg 
beteiligt werden, und die Zugeständ-
nisse, die während der Coronakrise 
gemacht wurden, müssen ausrei-
chend kompensiert werden«, sagte 
Joachim Vázquez Bürger, UFO-Vor-
standsvorsitzender. (dpa/jW)

Weil sich ein Fallschirm nicht öffnete, stürzte am Freitag ein Rettungspaket auf Wartende und tötete fünf Menschen 

A
M

IR
 C

O
H

E
N

/R
E

U
T

E
R

S

GEGRÜNDET 1947 · MONTAG, 11. MÄRZ 2024, NR. 60 · 2,10 EURO (DE), 2,40 EURO (AT), 2,80 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

Hilfslieferungen aus der Luft und von See weitgehend wirkungslos. Hungersnot bringt 
selbst deutsche Bevölkerung und Habeck zur Besinnung. Von Wiebke Diehl

Nur selten Geld für Rentner mit DDR-Ansprüchen. Pellmann bezeichnet Härtefallfonds als Hohn

Nach dem Anschluss sind viele 
Rentenansprüche aus DDR-
Zeiten weggefallen. Wer da-

von betroffen und heute arm ist, konnte 
Geld aus einem Sondertopf beantragen. 
Doch nur wenige hatten dabei Erfolg, 
wie jetzt aus der Antwort der Bundes-
regierung auf eine Anfrage des Abge-
ordneten Sören Pellmann (Die Linke) 
hervorgeht, über die dpa am Sonntag 
berichtete. Demnach haben bisher nur 
rund 550 Menschen mit verlorenen 
Ansprüchen aus DDR-Zeiten Geld 
aus dem Härtefallfonds für bedürftige 
Rentner erhalten. Rund 2.800 Anträge 

wurden dagegen abgelehnt. Insgesamt 
sind mehrere zehntausend Anträge ge-
stellt worden.

Der mit 500 Millionen Euro aus-
gestattete Fonds war für drei verschie-
dene Gruppen eingerichtet worden: 
Spätaussiedler, sogenannte jüdische 
Kontingentflüchtlinge aus der ehema-
ligen Sowjetunion und Menschen mit 
bestimmten Rentenansprüchen aus 
DDR-Zeiten, die 1991 nicht in das bun-
desdeutsche System überführt wurden.

Nach Angaben des Bundessozial-
ministeriums sind 167.256 Anträ-
ge eingegangen. Aus den östlichen 

Bundesländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen kamen 
demnach 33.198 Anträge. 3.364 Anträ-
ge aus der Gruppe »Ost-West-Renten-
überleitung« seien bis zum 23. Februar 
entschieden worden, hieß es. Demnach 
gab es 552 Zusagen und 2.812 Ableh-
nungen, weil Voraussetzungen nicht er-
füllt waren.

Pellmann kritisiert dies. Aus seiner 
Sicht müssten bis zu 500.000 ehema-
lige DDR-Bürger entschädigt werden. 
Der Linke-Politiker nannte den Härte-
fallfonds deshalb einen Hohn: »Er lässt 

viele ostdeutsche Rentnerinnen und 
Rentner im Stich, die jahrzehntelang in 
der DDR gearbeitet haben und nun mit 
einer niedrigen Rente auskommen müs-
sen. Die Kriterien für die Bewilligung 
müssen gelockert werden, so dass aus 
dem gescheiterten Härtefallfonds end-
lich ein Gerechtigkeitsfonds entsteht.« 
Der Bundesregierung warf er vor, kein 
Interesse daran zu haben, Ungerechtig-
keiten aus der Rentenüberleitung Ost-
West auszugleichen. »Sie verschleppt 
und verweigert die Lösung dieses Prob-
lems, das seit 30 Jahren besteht«, kriti-
sierte Pellmann. Raphaël Schmeller

wird herausgegeben von 
2.767 Genossinnen und 
Genossen (Stand 11.12.2023)

n www.jungewelt.de/lpg
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Hoffnungsträger
Patrice Lumumba führte die vor-
malige belgische Kolonie Kongo in 
die Unabhängigkeit. Belgien und die 
USA sorgten für seine Absetzung und 
Ermordung. Vorabdruck. Rezension 
auf Seite 15. Von Gerd Schumann
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Als der Bundespräsident und 
andere Spitzenpolitiker der 
etablierten Parteien kürzlich 
in feierlichen Ansprachen 

den 75. Jahrestag der Staatsgründung 
würdigten, stellten sie die Verfassung 
und die von ihr garantierten Grund-
rechte, darunter die Presse- und die 
Meinungsfreiheit, aufs Podest. Wenn 
es darum geht, diese demokratischen 
Errungenschaften unserer Republik zu 
sichern, zeigen deren Repräsentanten 
weniger Engagement. Bisweilen treten 
sie die erwähnten Grundrechte sogar 
mit Füßen. 

Günter Krings (CDU), seinerzeit 
parlamentarischer Staatssekretär des 
Bundesinnenministeriums, warf der jW 
in seiner Beantwortung einer Kleinen 
Anfrage der Linksfraktion zur wieder-
holten Nennung dieser Tageszeitung 
im Verfassungsschutzbericht »gesi-
chert  extremistische Bestrebungen« 
vor: » Ihre marxistische Grundüberzeu-
gung enthält als wesentliches Ziel, die 
freiheitliche Demokratie durch eine 
sozialistische/kommunistische Gesell-
schaftsordnung zu ersetzen.« (Bundes-
tagsdrucksache 19/2941, S. 4) Abgese-
hen davon, dass Marxisten nicht die 
Demokratie, sondern das kapitalistische 
Wirtschaftssystem durch eine andere 
Gesellschaftsordnung ersetzen wollen, 
stellt sich die Frage, wie freiheitlich 
eine Demokratie ist, die abweichende 
politische Meinungen kriminalisiert. 

Die zentralen Erkenntnisse von Karl 
Marx und Max Weber, den wohl be-

deutendsten deutschen Gesellschafts-
wissenschaftlern aller Zeiten, wurden 
kurzerhand für verfassungswidrig er-
klärt. Jedenfalls widerspreche »die 
Aufteilung einer Gesellschaft nach dem 
Merkmal der produktionsorientierten 
Klassenzugehörigkeit der Garantie der 
Menschenwürde. Menschen dürfen 
nicht zum ›bloßen Objekt‹ degradiert 
oder einem Kollektiv untergeordnet 
werden, sondern der einzelne ist stets 
als grundsätzlich frei zu behandeln.« 
(ebd., S. 5) 

Mittels des Klassenbegriffs wird al-
lerdings kein Mensch »einem Kollektiv 
untergeordnet«, vielmehr jeder Mensch 
im Rahmen der Sozialstrukturanalyse 
einer (in diesem Fall als »Klasse« be-
zeichneten) Großgruppe zugeordnet. 
Das tun alle Soziologen, und zwar auch 
solche, die den Klassenbegriff gar nicht 
benutzen, sondern ihm den Schichtbe-
griff vorziehen. 

Marx behandelte die Ungleichheit 
nicht als individuelles, sondern als ge-
sellschaftliches Problem, das sich in der 
Klassenstruktur niederschlägt. Auch für 
Max Weber, einen Nationalliberalen, 
war »Klasse« eine Schlüsselkategorie, 
die er allerdings nicht im Produktions-
bereich, sondern auf den Finanz-, Güter- 
und Arbeitsmärkten verortete. 

Seit dem Kalten Krieg war der Klas-
senbegriff in Westdeutschland verpönt. 
Zuletzt ist er im Bildungsbürgertum, in 
der Literatur und in der Popkultur aber 
wieder salonfähig geworden. Man muss 
schließlich kein Marxist sein, um zu 

erkennen, dass Deutschland eine Klas-
sengesellschaft ist, weil einer kleinen 
Minderheit der Bevölkerung die Unter-
nehmen, Banken und Versicherungen 
gehören, während die große Mehrheit 
der Bevölkerung ihre Arbeitskraft ver-
kaufen muss, um in Würde leben zu 
können. 

Wie tief die Kluft zwischen Arm und 
Reich mittlerweile ist, zeigen folgende 
Zahlen: 16,8 Prozent der Bevölkerung 
oder 14,2 Millionen Menschen in der 
Bundesrepublik gelten nach EU-Kri-
terien als armutsgefährdet, sprich: ein-
kommensarm, weil sie – sofern allein-
stehend – weniger als 1.168 Euro im Mo-
nat zur Verfügung haben. Umgekehrt 
konzentriert sich das Privatvermögen so 
stark in wenigen Händen, dass die fünf 
reichsten deutschen Unternehmerfami-
lien (Albrecht/Heister, Boehringer/von 
Baumbach, Kühne, Quandt/Klatten und 
Schwarz) zusammen etwa 250 Milliar-
den Euro und damit mehr besitzen als 
die ärmere Hälfte der Bevölkerung, d. h. 
weit über 40 Millionen Menschen. 

Nähme die Bundesregierung das 
Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes 
ernst, müsste sie durch Umverteilung 
des Reichtums mehr soziale Gerechtig-
keit schaffen. Statt dessen erklärt der 
Parlamentarische Staatssekretär des In-
nenministeriums (ebd., S. 8) das Ziel 
einer klassenlosen Gesellschaft für ver-
fassungswidrig  – also paradoxerweise 
die Beseitigung eben dessen, was sei-
ner Meinung nach der Menschenwürde 
wider spricht! 

Seit seiner Gründung 
1968 engagiert sich der 
Bund demokratischer 
Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler 
(BdWi) für eine Wissen-
schaft in gesellschaft-
licher Verantwortung. 
In dem Bund haben 
sich knapp tausend 
Natur-, Geistes- und 
Sozialwissenschaftler 
zusammengeschlossen. 
Sie alle verbindet ihr ge-
meinsames Interesse an 
einer emanzipatorischen 
Wissenschafts- und Bil-
dungspolitik. 

www.bdwi.de
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Ein Gespenst geht um in 
Deutschland – der Klassenbegriff
Die Bundesregierung kriminalisiert einen zentralen Terminus der 
Sozialwissenschaften. Von Christoph Butterwegge

Die linke Tageszeitung junge Welt 
wird seit 2004 regelmäßig vom 
Bundesamt für Verfassungs-

schutz beobachtet und taucht in dessen 
jährlichen Berichten seither ständig auf.

Das hat erhebliche Folgen: Zum einen 
wird damit eine bestimmte Sichtweise auf 
linke Positionen und Analysen (Wissen-
schaft eingeschlossen) quasi »amtlich« 
festgeklopft; zum anderen wirkt sich dies 
auch wirtschaftlich negativ auf Verkauf, 
Werbung und Anzeigenakquise einer 
Zeitung aus. Daher erkundigte sich eine 
Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion 
der Linken beim zuständigen Bundesmi-
nisterium des Inneren (BMI) nach der 
Begründung für diese Beobachtung. (…)

Als summarische Begründung wer-
den zunächst die »marxistische Grund-
überzeugung« der Zeitung und deren 
»sozialistische Zielsetzung« erwähnt, 
was beides weder verboten noch »verfas-
sungswidrig« ist. Die Zielsetzung »de-
mokratischer Sozialismus« steht auch 
im Hamburger Grundsatzprogramm der 
SPD (2007). Nach dieser allgemeinen 
Einstufung erfolgt ein detaillierter Aus-
flug in die Sozialphilosophie.

Spätestens hier geht es nicht mehr nur 
um die junge Welt; die herangezogene Ar-
gumentation eignet sich zur Verfolgung 

linker Politik genauso wie zur Diskre-
ditierung eines Großteils der modernen 
Sozialwissenschaften. Laut BMI »wider-
spricht die Aufteilung einer Gesellschaft 
nach dem Merkmal der produktionsorien-
tierten Klassenzugehörigkeit der Garantie 
der Menschenwürde. Menschen dürfen 
nicht zum ›bloßen Objekt‹ degradiert 
oder einem Kollektiv untergeordnet wer-
den, sondern der einzelne ist stets als 
grundsätzlich frei zu behandeln.«

Die Entgegensetzung von individuel-
ler Freiheit, Menschenwürde und sozia-
len (Klassen-)Strukturen ist Unsinn. Es 
sei denn, es wird von einem völlig abs-
trakten, ausschließlich in einer liberalen 
juristischen Ideologie verhafteten Frei-
heitsbegriff ausgegangen, der die mate-
riellen gesellschaftlichen Bedingungen, 
unter denen sich individuelle Freiheit 
entfalten kann, vollständig ausblendet. 
Selbstverständlich ist ein*e Hartz-IV-
Bezieher*in (formal) juristisch genauso 
»frei« wie ein*e Multimillionär*in; ihre 
gesellschaftlichen Handlungsmöglich-
keiten weichen aber erheblich vonein-
ander ab.

Für Karl Marx etwa war das von ihm 
niemals infrage gestellte individuelle 
Freiheitsversprechen der bürgerlichen Re-
volutionen des 18. und 19. Jahrhunderts 

der Ausgangspunkt seiner Analyse der 
ungleichen Eigentums- und Klassenstruk-
turen in der bürgerlichen Gesellschaft, 
um begreifen zu können, was der freien 
gesellschaftlichen Entfaltung aller entge-
gensteht. Politisches Ziel war die Rela-
tivierung und schließlich Überwindung 
dieser Verhältnisse. Das ist das Gegenteil 
davon, Menschen in der Lesart des BMI 
zu bloßen untergeordneten »Objekten« 
von Strukturen zu machen. Vielmehr geht 
es im politischen Prozess der sozialen 
Auseinandersetzungen – vulgo: Klassen-
kampf  – um einen Zuwachs an Freiheit 
und gesellschaftlicher Handlungsfähig-
keit, kurz: um Subjektwerdung, für mög-
lichst viele.

Wird die Antwort des BMI und die Les-
art des Verfassungsschutzes beim Wort 
genommen, sind von dieser merkwürdi-
gen »Gesellschaftstheorie« keineswegs 
nur die unterschiedlichen marxistischen 
Denktraditionen betroffen. Ein Großteil 
der modernen Sozialwissenschaften, in-
sofern diese objektivierbare soziale Struk-
turen kritisch analysieren, fielen unter das 
Verdikt der Freiheitseinschränkung. Das 
gleiche gilt für jede Form der Erforschung 
von spezifischen Ungleichheitsbedingun-
gen (zum Beispiel Rassismus und Ge-
schlechtsverhältnisse), welche soziale 

Klassenverhältnisse überlagern und prä-
gen. Diesem Verdikt folgend, wäre wis-
senschaftlich nichts mehr erkennbar und 
politisch nichts veränderbar. (…)

Dieser Unsinn ist ernst zu nehmen, 
da er politischen Ausgrenzungen, Kri-
minalisierung und Verboten den Boden 
bereiten kann und offenbar auch soll. Es 
handelt sich um eine völlig illegitime 
Ausdehnung des bloßen Verdachtsfeldes 
»Verfassungsfeindlichkeit«. Betroffen da-
von: Alle Bereiche von Politik, öffentli-
chen Meinungsäußerungen, Medien und 
Wissenschaft. Schließlich verfolgt der 
Verfassungsschutz die Aufgabe – das ist 
in der Antwort »der Bundesregierung« 
auch zu lesen – »die Öffentlichkeit über 
verfassungsfeindliche Bestrebungen zu 
informieren, um diesen damit den wei-
teren Nährboden entziehen zu können. 
Insoweit ist Verfassungsschutz auch eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe.« Wobei 
wir offenbar alle mitmachen sollen.

Wir sagen dazu: Nicht mit uns! Das 
ist kein Schutz der Verfassung, sondern 
deren perspektivische Abschaffung. Mit 
seinen Ausführungen liefert der Verfas-
sungsschutz einen weiteren Beleg dafür, 
dass dieser »Dienst« nicht reformiert 
werden kann, sondern aufgelöst werden 
muss. (…)

Wissenschaftsfreiheit verteidigen –  
Verfassungsschutz auflösen!
Dokumentiert  Erklärung des BdWi-Vorstands vom 8. Juni 2021

Prof. Dr. Christoph 
Butterwegge hat von 
1998 bis 2016 Politik-
wissenschaft an der 
Universität zu Köln 
gelehrt und kürzlich die 
Bücher »Deutschland im 
Krisenmodus. Infektion, 
Invasion und Inflation 
als gesellschaftliche 
Herausforderung« so-
wie »Umverteilung des 
Reichtums« veröffent-
licht.

Man muss 
schließlich 
kein Marxist 
sein, um zu 
 erkennen, dass 
Deutschland 
eine Klassen-
gesellschaft 
ist. 
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Der französische Literaturnobel-
preisträger von 1921, Anatole 
France, kommentierte einmal 
ein zentrales Versprechen bür-

gerlicher Verfassungen so: »Die majestä-
tische Gleichheit vor dem Gesetz verbietet 
es Reichen wie Armen, unter den Brücken 
zu schlafen, Brot zu stehlen und auf den 
Straßen zu betteln.« Rechtliche Égalité, 
heißt das, ist Hohn auf jene, die nichts 
besitzen. Die liberale Demokratie schafft 
weder Klassen noch den Klassenkampf ab, 
im Gegenteil. 

Der deutsch-italienische Politikwissen-
schaftler Johannes Agnoli (1925–2003) 
hat die sich aus dieser Konstellation erge-
benden Konsequenzen in seinem Klassi-
ker »Die Transformation der Demokratie« 
(1967) systematisch dargelegt: Die liberale 
parlamentarische Demokratie unterliegt 
stets einer »Involution«, einer Rückbildung 
in eine neofeudale und autoritäre Herr-
schaftsform. Grund- und Bürgerrechte wie 
Versammlungs- oder Pressefreiheit sind in 
in ihr stets gefährdet. Dem sozialen Inhalt 
nach ist die liberale Demokratie eine kon-
stitutionelle Oligarchie, in der vor allem 
Interessen des Kapitals in scheindemokra-
tische Entscheidungen transformiert wer-
den und die Bereicherung der besitzenden 
Klasse fördern. Nach Agnoli gehört zur 
parlamentarischen Demokratie, das Wahl-
volk systematisch über seine Machtlosig-
keit zu täuschen und die gewaltbewehrte 
Unterwerfung unter  Kapitalinteressen zu 
verschleiern. Vor allem durch Konsumis-
mus werde der Klassengegensatz befriedet. 
Wörtlich heißt es bei ihm: »Hatte der alt-
liberale Staat in den Anfängen der kapita-
listischen Expansion den Widerspruch der 
Gesellschaft einfach geleugnet, indem er 
die sich schon zu Wort meldenden Massen 
ignorierte; hatte der faschistische Staat die 
große Mehrheit der Bevölkerung aus dem 
Entscheidungsprozess mit terroristischen 
Mitteln ausschließen und den Widerspruch 
gewaltsam lösen wollen; so muss sich heute 
die parlamentarische Demokratie in ihrer 
Struktur und Funktion so weit wandeln, 
dass sie den Widerspruch erfolgreich glät-
ten und durch staatliche Regelung sozial 

ausgleichen kann. Anders gesagt: Sie muss 
in der Lage sein, disziplinierend in den Wi-
derspruch einzugreifen.« Zu den »Volkspar-
teien« des zeitgenössischen Verfassungs-
staates schrieb er: »Sie bilden die plurale 
Fassung einer Einheitspartei – plural in der 
Methode des Herrschens, einheitlich als 
Träger der staatlichen Herrschaft gegenüber 
der Bevölkerung, einheitlich vor allem in 
der Funktion, die die Volksparteien inner-
halb der westlichen Gesellschaft überneh-
men.« 

Daraus ergeben sich einige Schlussfolge-
rungen: Die Förderung sozialer Ungleich-
heit zugunsten der herrschenden Klasse ist 

ein Wesensmerkmal der liberalen Demo-
kratie. Die Tendenz kann durch sozialen 
Widerstand gebremst werden, gebrochen 
werden kann sie nicht. Verstärkung der 
sozialen Ungleichheit schränkt aber die 
Demokratie ein. So ist zum Beispiel jede 
Privatisierung von öffentlichem Eigentum 
zugleich Abbau von Freiheit und Demokra-
tie. In jüngster Zeit konnten Ostdeutsche 
erfahren, was es heißt, als Bevölkerung ei-
nes ganzen Landes enteignet worden zu 
sein. Systematische rechtliche Diskriminie-
rung großer Berufsgruppen kam, wie der 
UN-Sozialrat mehrfach feststellte, hinzu. 
Jahrelanger Reallohnverlust, dem folgende 
Rentenkürzungen und Enteignung durch 
sehenden Auges herbeigeführte Inflation 
treffen heute in der Bundesrepublik Ost 
und West. Einkommensarmut, hielt die 
Hans-Böckler-Stiftung im November 2023 
fest, hat in den vergangenen Jahren »ein-
deutig zugenommen«. Demnach lebten im 
Jahr 2022 »16,7 Prozent der Menschen in 
Deutschland in Armut, 10,1 Prozent sogar in 
strenger Armut. 2010 lagen die beiden Quo-
ten noch bei 14,5 bzw. 7,7 Prozent.« Armut 
bedeutet aber faktischen Ausschluss aus der 
Demokratie. 

Tendenz zur Selbstabschaffung
Es geht dabei um ein grundsätzliches Di-
lemma bürgerlicher Demokratie: Sie gilt 
ihrer Definition nach nur auf dem Papier 
für alle. Die Antwort auf die Frage, wer 
an ihr teilhaben darf und wer von ihr aus-
geschlossen bleibt, ist ihre erste Voraus-
setzung. In der Unabhängigkeitserklärung 
der USA von 1776 stehen so zum Beispiel 
die Sätze: »Folgende Wahrheiten erach-
ten wir als selbstverständlich: dass alle 
Menschen gleich geschaffen sind; dass sie 
von ihrem Schöpfer mit gewissen unveräu-
ßerlichen Rechten ausgestattet sind; dass 
dazu  Leben, Freiheit und das Streben nach 
Glück gehören.« Mit größter Selbstver-
ständlichkeit galt das in der »ältesten De-
mokratie« des Westens aber nicht für Frau-
en, Sklaven und freigelassene Schwarze. 
Arbeits migranten bleiben seit jeher ausge-
schlossen, das betrifft gegenwärtig auch in 
der Bundesrepublik Millionen Menschen. 
Unter den US-Gründungsvätern sollen 
18 Sklavenhalter gewesen sein. 

Die herrschende Klasse behält sich dar-
über hinaus stets vor, die parlamentarische 
Republik zu beseitigen oder stark einzu-
schränken. Es reicht, wenn Wähler »falsch« 
wählen. Der faschistische Putsch in Chile 
1973 war ein exemplarischer Fall, aber auch 
die »bunten Revolutionen«, die der Westen 
in mehreren Ländern Südost- und Osteu-
ropas seit 2000 angezettelt hat, gehören 
dazu. Der Sturz des gewählten Präsidenten 
in der Ukraine 2014 war ein »Erfolg« auf 
dem Weg zum Krieg gegen Russland, in 
Georgien wird offenbar in diesen Monaten 
eine Wiederholung versucht. Die Tendenz 
zur putschartigen Selbstabschaffung ist der 
bürgerlichen demokratischen Republik im-
manent. 

Die Arbeiterbewegung hat gegen diese 
Tendenz stets gekämpft: Die liberale De-
mokratie ist für sie ein Kampffeld, der au-
toritäre bürgerliche Staat schränkt Wider-
stand stark ein. 

Für Zeiten von Krise und Krieg, von 
zugespitztem Klassenkampf hat die herr-
schende Klasse auch in der Bundesrepublik 
ein rechtliches Instrumentarium bereitge-
legt, um gegen echte oder vermeintliche 
Gegner der Verfassung vorgehen zu kön-

nen. Im Laufe der 75 Jahre seiner Existenz 
ist das Grundgesetz 67mal geändert wor-
den. Oft wurden dabei klare Bestimmungen 
durch hinzugefügte Absätze faktisch aufge-
hoben. Es ist so löchrig wie ein Schweizer 
Käse. 

Zur Einschränkung der liberalen De-
mokratie tragen die Medien erheblich bei. 
Die Manipulation von Meinungen und 
Überzeugungen erhält in Zeiten weltweit 
agierender Medienkonzerne neue Dimen-
sionen. Seit etwa 1890 bilden sich mit jeder 
neuen Stufe der Technologieentwicklung 
Presse- und Medienmonopole, die heute 
global erwünschtes Denken und erwünsch-
te Emotionen verbreiten. Sie setzen syste-
matisch an die Stelle von Wissen, Bildung 
und Kultur Nebensächliches, Banales und 
Desinformation, »alternative Fakten«. Im-
perialismus heißt im Zeitalter von GAFA – 
also der Internetkonzerne Google, Ama-
zon, Facebook und Alphabet  – faktische 
Unterdrückung der Meinungsfreiheit bei 
Vorspiegelung von Meinungsvielfalt. Diese 
Konzerne verhindern insgesamt gesehen, 
sich eine begründete Meinung überhaupt 
bilden zu können; zu ihren wichtigsten 
Leistungen gehören soziale und politische 
Demagogie zur Spaltung und Lähmung op-
positioneller Kräfte. Spätestens seit Edward 
Snowden 2013 weiß die Welt, dass das vom 
US-Militär entwickelte Internet vom US-
Staatsapparat zur globalen Überwachung 
genutzt wird. Die Harvard-Ökonomin 
Shoshana Zuboff hat 2018 in ihrem Buch 
»Das Zeitalter des Überwachungskapita-
lismus« den ökonomischen Hintergrund 
analysiert: Die Verwertung von Verhaltens-
daten aller menschlichen Individuen bildet 
faktisch eine neue, Menschenrechte per se 
missachtende Grundlage des zeitgenössi-
schen Kapitalismus. 

Anspruch und Wirklichkeit
Die Geschichte der parlamentarischen 
Demokratie in den westlichen deutschen 
Besatzungszonen und ab 1949 in der Bun-
desrepublik illustriert diese Tendenzen. 
Sie wurde vor der Wiederermächtigung 
der deutschen Großkonzerne vor allem 
durch die USA bestimmt sowie durch 
den Kampf gegen die DDR und schließ-
lich seit dem Ende der Sowjetunion 1991 
durch neue Ansprüche auf internationalen 
Einfluss und durch Kriegstreiberei. 

Die westdeutschen Geheimdienste, die 
sich in den 1950er Jahren zu großen Teilen 
aus dem Reichssicherheitshauptamt und an-
deren Einrichtungen des Sicherheitsappara-
tes der Nazis rekrutierten, übernahmen im 
Dienst der Westmächte die Aufgaben an der 
»Front« zu den sozialistischen Staaten. Der 
Historiker Josef Foschepoth hat in seinem 
Buch »Überwachtes Deutschland. Post- und 
Telefonüberwachung in der alten Bundes-
republik« (2013) geschildert, wie sich die 
politische Führung der BRD und ihr Appa-
rat seit 1949 im Kampf gegen die sozialis-
tischen Länder und Linke über Verfassung 
und Gesetze permanent hinwegsetzten. Für 
die Bundesrepublik lässt sich nach seinen 
Forschungen feststellen: In diesem Staat 
war nie drin, was in seinem Grundgesetz 
steht. 

Für Foschepoth, aber auch andere Wis-
senschaftler, bildet das Jahr 1968 mit der 
Verabschiedung der Notstandsgesetze eine 
Zäsur. Damals wurden mit einem Schlag 
28 Grundgesetzartikel geändert, gestrichen, 
ergänzt oder neu konzipiert. Das betraf un-
ter anderem das Recht auf Vereinsbildung, 

Im »Kaltstart« zum Notstand
Die ständige Vorbereitung des Ausnahmezustands ist Merkmal der 
parlamentarischen Demokratie. Das lässt sich an der Geschichte der 
Bundesrepublik besonders gut zeigen. Von Arnold Schölzel

Dr. Arnold Schölzel war 
von 2000 bis 2016 Chef-
redakteur der Tageszei-
tung junge Welt und ist 
weiterhin regelmäßiger 
Autor.

6

Betroffene der Berufsverbote warten bis heute auf Gerechtigkeit: Protest gegen den »Radikalenerlass« in der BRD  
vor dem Parlament der Europäischen Gemeinschaft (Strasbourg, 13.3.1976)
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Für Zeiten von 
Krise und Krieg, 
von  zugespitztem 
Klassenkampf hat 
die  herrschende 
 Klasse auch 
in der Bundes-
republik ein 
rechtliches 
 Instrumentarium 
 bereitgelegt.
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das Briefgeheimnis und andere Rechte. Der 
im Sommer 1968 eingefügte Artikel 12 a, 
der Wehr- und Ersatzdienstpflichten für 
Männer und Frauen im Notstandsfall fest-
legt, ist nun der umfangreichste im Grund-
gesetz überhaupt. Entscheidend aber war 
die Neuaufstellung der bundesdeutschen 
Geheimdienste. Foschepoth: »1968 war 
ein Schlüsseljahr der politischen und ge-
sellschaftlichen Entwicklung der Bundes-
republik Deutschland. ›Mehr Staat wagen‹, 
könnte die Formel lauten, auf den sich der 
hier beschriebene Prozess der Installierung 
der westdeutschen Geheimdienste bringen 
ließ. Gleichsam aus dem Stand wurden 
die beiden großen Nachrichtendienste, das 
Bundesamt für Verfassungsschutz und der 
BND, konzeptionell, personell und finan-
ziell neu ausgerichtet und erheblich vergrö-
ßert. Dass dies möglich wurde, war vor al-
lem die Leistung der neuen Staatspartei, der 
SPD. ›Mehr Staat wagen‹ war das Konzept, 
mit dem die SPD koalitions- und regie-
rungsfähig wurde. ›Mehr Demokratie wa-
gen‹ war das Konzept, mit dem die SPD ein 
Jahr später bei den Bundestagswahlen im 
September 1969 mehrheitsfähig wurde und 
dadurch die Regierungsfähigkeit sicherte.« 
Und weiter: »Bedingung war der Aufbau 
eines effizienten und effektiven Überwa-
chungssystems im Interesse und zum Nut-
zen der Westmächte und des dadurch selb-
ständiger werden wollenden westdeutschen 
Staates.« 

Wichtig für die ideologische Auseinan-
dersetzung mit der DDR und der Sowjet-
union war dabei der Grundsatz: Verfas-
sungs- und Rechtsbruch sind erlaubt, aber es 
muss demokratisch und rechtsstaatlich aus-
sehen. Bereits bis 1968 hatte die rechtswid-
rige Überwachung laut Foschepoth gigan-
tischen Umfang. So wurden zum Beispiel 
von den Anfangsjahren der Bundesrepublik 
bis zum Beginn der 70er Jahre im Auftrag 
der westlichen Alliierten von bundesdeut-
schen Post-, Zoll- und Geheimdienstbeam-
ten »über 100 Millionen Postsendungen aus 
der DDR beschlagnahmt, geöffnet und zum 
großen Teil vernichtet«. Außerdem seien 
jährlich etwa 100.000  Postsendungen, die 
in der Bundesrepublik aufgegeben worden 
waren, »ebenfalls aus dem Verkehr gezo-
gen worden«. Allein die USA kontrollierten 
zwischen 1960 und 1968 etwa fünf bis sechs 
Millionen Postsendungen jährlich. Als 1968 
die BRD-Dienste den Job übernahmen, gin-
gen sie davon aus, dass sie doppelt so viele 
Kontrollen durchführen müssten wie die 
US-Kollegen. Zur Entwicklung der Tele-
fonüberwachung seither merkt Foschepoth 
knapp an: »Mit den Möglichkeiten wuchsen 
die Bedürfnisse der Geheimdienste.« Die 
Privilegien für die Tätigkeit westlicher Ge-
heimdienste in der Bundesrepublik wurden 
auch mit dem Zwei-plus-vier-Vertrag, den 
die Alliierten mit BRD und DDR 1990 ab-
schlossen, nicht aufgehoben. 

Mit dem Ende der sozialistischen Länder 
Europas begann eine neue Etappe in der 

Geschichte der Demokratie in der Bundes-
republik. Die Zeichen standen sofort auf 
Krieg und Verarmung: Jugoslawien wurde 
zerschlagen, Osteuropa als Niedriglohn-
region wirtschaftlich »übernommen« – ein 
Probelauf für das, was in den Kriegen gegen 
Afghanistan 2001, gegen den Irak 2003 und 
den »Hartz«-Gesetzen als »Armut per Ge-
setz« in größerem Maßstab durchgesetzt 
wurde. Etwa ab 2010 gingen NATO und 
Bundesregierung schließlich zur mehr oder 
weniger offenen Kriegsvorbereitung gegen 
Russland über, begleitet von einem »re-
aktionär-militaristischen Staatsumbau« zur 
Stabilisierung der Heimatfront. 

Dazu gehören neben vielem anderen je-
ne rund 20 Gesetze, die »auf Vorrat« für 
den Notstand beschlossen wurden, deren 
Existenz aber zumeist nur Fachleuten be-
kannt ist. Sie sollen unter Kriegsrecht, so 
der Jurist Ralf Hohmann, insbesondere die 
Koordination von militärischem und zivi-
lem Sektor gewährleisten, »sei es beim Bau 
von Behelfsschutzräumen, beim Umgang 
mit einem ›Massenanfall von Verletzten‹ 
oder bei der Einrichtung von Wehrgerichten 
für Kriegsgefangene«. Bekannt sind laut 
Hohmann unter anderem die Gesetze zur 
Arbeitssicherstellung (ASG), zu Zwangs-
leistungen an den Bund (BL G), zur Si-
cherstellung des Verkehrs (VerkSiG), das 
Wirtschaftssicherstellungsgesetz (WiSiG), 
das Zivilschutz- und Katastrophenhilfege-
setz (ZSKG), die Verordnungen zur Siche-
rung des Straßen-, See- und Luftverkehrs 
und der Energie- und Wasserversorgung, 
aber auch das Wehrpflichtgesetz (zuletzt 

geändert am 20. Dezember 2023). Zentraler 
Gehalt des ASG ist es demnach, Männer 
zwischen 18 und 65 in einen Arbeitsdienst 
bei der Bundeswehr oder »verbündeten 
Streitkräften« zu zwingen; Frauen werden 
in das Sanitäts- und Heilwesen gepresst. 
Wer sich »weigert, eine ihm aufgetragene 
und zumutbare Arbeit zu verrichten«, muss 
mit Freiheitsstrafe rechnen. 

Pressefreiheit als Gefahr
Nach der Ankündigung von Verteidi-
gungsminister Boris Pistorius (SPD), 
die Bundesrepublik in den kommenden 
etwa fünf Jahren »kriegstüchtig« zu 
machen, wird seit März der »Operati-
onsplan Deutschland« getestet, der die 
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr in 
kürzester Zeit herstellen soll. Die Bun-
deswehr fand dafür den Begriff »Kalt-
start« und schrieb auf ihrer Internetseite 
am 30. März: »Nach einer Alarmierung 
reaktionsschnell, ohne große Verzöge-
rung verlegbar und einsatzfähig sein, 
das bedeutet Kaltstartfähigkeit für die 
Truppe. Um die Bundesrepublik und ih-
re Partner bei einem Angriff wirkungs-
voll verteidigen zu können, muss das 
Heer kaltstartfähig werden.« Im Herbst 
soll das Gesundheitsministerium ei-
nen Gesetzentwurf vorlegen, der den 
Ausbau der Bettenkapazitäten »für die 
Verteilung einer hohen Zahl an Verletz-
ten auf die Kliniken in Deutschland« 
( Minister Karl Lauterbach am 2. März in 
der Neuen Osnabrücker Zeitung) und die 

Erweiterung der Notfallabteilungen vor-
sieht. Gleichzeitig werden militärische 
Bauvorhaben energisch vorangetrieben, 
der Deutsche Städte- und Gemeindetag 
hat kürzlich ein »Bunkerprogramm« mit 
einem Budget von rund einer Milliarde 
Euro verabschiedet. 

Vor diesem Hintergrund sind drastische 
Einschränkungen des Demonstrations-
rechts in der Bundesrepublik Gewohnheit 
geworden – beginnend während der Pande-
mie 2020. Hinzu kommen die Ausweitung 
von Polizeirechten und die Erfindung neu-
er »Delikte« durch den Verfassungsschutz. 
Sie gefährden direkt die Pressefreiheit, etwa 
wenn der Begriff »verfassungsschutzrele-
vante Delegitimierung des Staates« einge-
führt wird. Am 27. April verlangte Berlins 
Justizsenatorin, die frühere Vizechefin des 
Bundesverfassungsschutzes Felor Baden-
berg (CDU), in der Berliner Zeitung, nicht 
mehr nur wie im Kalten Krieg das Ab-
greifen von Informationen als strafbar zu 
betrachten, sondern auch das Einbringen 
von Informationen. Mit Blick auf angebli-
che Desinformationskampagnen aus »auto-
kratischen Ländern« erklärte sie: »Die 
Sabotage des Meinungsbildungsprozesses 
muss unter Strafe gestellt werden.« Äuße-
rungen dieser Art besagen: Pressefreiheit 
wird hier, wie der Umgang mit junge Welt 
exemplarisch zeigt, zunächst als Gefahr 
wahrgenommen. 

Der bundesdeutsche Staatsapparat wähnt 
sich seit jeher im Ausnahmezustand. Das 
gehört zur Existenzweise der liberalen De-
mokratie. 

7

Zäsurjahr 1968: Protestmarsch gegen die »Notstandsgesetze« (Bonn, 11.5.1968)
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Die Tageszeitung junge Welt steht für unabhängigen, fortschrittlichen Journalismus. Sie wird 
 herausgegeben von der Genossenschaft  ihrer Leserinnen und Leser. Durch sie ist die junge Welt 
 unabhängig von Banken, Parteien, Kirchen, Konzernen und Anzeigenkunden. 

In der Genossenschaft  kann jeder Mitglied werden, ein Anteil ist für 500 Euro zu haben, maximal 
50 Anteile können gezeichnet werden. In der Generalversammlung der Genossenschaft  hat jedes Mitglied 
eine Stimme, egal wie viele Anteile gezeichnet wurden.

Unsere Mitglieder schätzen an der Tageszeitung junge Welt die inhaltliche Orientierung, die diese 
Zeitung so einmalig macht: Sie berichtet ausgehend von den Interessen derjenigen, die nicht über 
wesentliche Produktionsmittel verfügen. Bei Auswahl und Analyse nutzt sie marxistische Methoden der 
Erkenntnis, bleibt aber journalistisches Produkt. Die junge Welt und ihre Genossenschaft  legen dabei großen 
Wert darauf, auch von linken Parteien und Bewegungen unabhängig zu sein.

Weitere Informationen zu unserer Genossenschaft  
(und einen Aufnahmeantrag) fi nden Sie unter 
www.jungewelt.de/genossenschaft . 
Für Fragen aller Art stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung (lpg@jungewelt.de)

Der Vorstand
Wir suchen neue Mitglieder für die 
Genossenscha�  der jungen Welt

So können auch Sie
Mitherausgeber/in

werden!
PrestigewahlIndien: Hindu-Nationalisten suchen Verbündete. Linke Opposition im Aufwind. Von Vijay Prashad

BlasenbildungKI: Börsenwert des US-Konzerns  Nvidia steigt auf mehr als drei Billionen. Überhitzung droht

Untergrund
Reingehört in Steve Albinis Vermächt-nis: »To All Trains«, das letzte Album von Shellac

Softpower
Türkische Serien sind beliebt. Erdoğan nutzt sie auch zur Verbreitung seiner Sichtweisen

Bei einem Luftangriff auf eine Schule des Hilfswerk der Ver-einten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) in einem Geflüchtetenlager im Gaza-streifen sind am Donnerstag mindes-tens 40 Menschen getötet und über 70 weitere zum Teil schwer verletzt wor-den. Das teilten palästinensische Be-hörden zunächst der Nachrichtenagen-tur Reuters mit. Unter den Toten seien 14 Kinder und neun Frauen. Die Getöte-ten hatten zusammen mit 6.000 weite-ren Vertriebenen in der Al-Sardi-Schule Zuflucht gesucht, schrieb der General-sekretär des Palästinenserflüchtlings-werks, Philippe Lazzarini, am selben Tag auf X.
»Eliminiert: mehrere Terroristen der Hamas und des Islamischen Dschihad, die sich in einer UNRWA-Schule ver-schanzt hatten«, meldeten dagegen die israelischen Streitkräfte auf X. Kampf-jets führten demnach »einen präzisen Schlag gegen einen Hamas-Komplex in der Schule« durch. »Diese Terroristen« seien »am Massaker vom 7. Oktober beteiligt« gewesen. Bei dem Angriff auf die Schule seien »umfangreiche Vor-kehrungen getroffen worden, um den Schaden für Zivilisten« zu minimieren, schrieb die Onlinezeitung Times of Is-rael unter Berufung auf das Militär. Das behauptet weiter, dass sich »20 bis 30  Terroristen« in drei Klassen-räumen der Schule aufgehalten haben sollen. Belege für auch nur eine seiner Anschuldigungen legte das israelische Militär freilich nicht vor. Palästinen-sische Behörden sprechen von einem »schrecklichen Massaker«.Seit Kriegsbeginn am 7. Oktober ver-gangenen Jahres wurden 180 UNRWA-Schulen und andere Einrichtungen der UN-Organisation angegriffen, so 

Lazzarini. Hierbei seien mindestens 450 Personen getötet worden. Trotz fortgesetzter Bemühungen um eine Waffenstillstandsvereinbarung intensi-vierte das israelische Militär seine Of-fensiven und bombardierte mit Bureij und Maghazi auch mindestens zwei weitere Geflüchtetenlager in Zentral-gaza. Ein vor Ort befindlicher Reporter von Al-Dschasira berichtete, dass in den 24 Stunden vor dem Angriff auf die Al-Sardi-Schule mindestens 102 Men-schen in Gaza vom israelischen Militär getötet worden seien. Die Organisa-tion »Ärzte ohne Grenzen« (Médecins Sans Frontières, MSF) bezeichnete die Situation in den Krankenhäusern in 

Zentralgaza am Mittwoch als »apoka-lyptisch«. Allein im Al-Aqsa-Hospital seien seit Dienstag mindestens 70 Tote und mehr als 300 Verletzte aufgenom-men worden, die meisten davon Frau-en und Kinder. »Der Geruch von Blut in der Notaufnahme des Krankenhau-ses war heute morgen unerträglich«, so MSF-Mitarbeiterin Karin Huster gegenüber Al-Dschasira. Die »wahn-sinnige Eskalation der Gewalt« sowie die Schließung des Grenzübergangs Ra-fah habe das Gesundheitssystem in der abgeriegelten Enklave an den Rand des Zusammenbruchs gebracht.Unterdessen sind bei israelischen Razzien im besetzten Westjordanland 

60 Palästinenser festgenommen wor-den. Die Festnahmen fanden nach An-gaben von Al-Dschasira vor allem in den Bezirken Qalqilya und Jerusalem statt. Laut der palästinensischen Gefan-genorganisation waren die Razzien die größten seit Anfang des Jahres.Am Donnerstag wurde außerdem be-kannt, dass sich Spanien nach Irland als zweites europäisches Land dem von Südafrika angestrengten Völker-mordverfahren vor dem Internationalen Gerichtshof (IGH) gegen Israel ange-schlossen hat. Grund für die Entschei-dung Spaniens sei die Furcht vor einer weiteren Eskalation, so Außenminister José Manuel Albares.

Bomben auf »Hamas«

Antirussische Koalition feiert sich

WWW.JUNGEWELT.DE

Tödlicher Angriff von Miliz im Sudan
Khartum. Im Sudan sind bei An-griffen der sogenannten Schnellen Eingreiftruppen (englische Ab-kürzung: RSF) Dutzende Men-schen getötet worden. »Bis zu 100 Menschen« seien gestorben, als RSF-Milizionäre das Dorf Wad Al-Nura im Bundesstaat Al-Dscha-sira im Zentrum des Landes in zwei Wellen mit schwerer Artillerie beschossen hätten, erklärte das örtliche Widerstandskomitee am Donnerstag. Im Internet verbreitete Bilder zeigen in weiße Tücher ein-gewickelte Leichen, die auf einem Hof ausgelegt sind, zugleich ist die Rede von einem »Massengrab«. Im Sudan liefern sich seit April 2023 die Armee von Staatschef Abd Al-Fattah Al-Burhan und die RSF-Miliz seines früheren Stellvertre-ters Mohammed Hamdan Daglo einen blutigen Machtkampf. Dabei wurden bereits Zehntausende Men-schen getötet, das Land befindet sich in einer schweren humanitären Krise.  

(AFP/jW)

Zwei weitere Fregatten  vor Bewilligung

Berlin. Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius (SPD) will für die Marine zwei weitere Kriegsschiffe für insgesamt gut 3,18 Milliarden Euro beschaffen. Der Haushaltsaus-schuss des Bundestages soll der ent-sprechenden Beschaffungsvorlage für die Fregatten des Typs F 126 am Mittwoch nächster Woche zustim-men, wie die Nachrichtenagentur Reuters am Donnerstag von einer mit dem Vorgang vertrauten Person erfuhr. Die Bundeswehr soll damit insgesamt sechs Exemplare des mit einer Länge von 166 Metern größ-ten Kriegsschiffs der Marine er-halten. Pistorius hatte den Kauf von zwei weiteren Fregatten am Montag angekündigt, als das erste von vier bereits im Jahr 2020 bestellten Schiffen in Wolgast auf Kiel gelegt worden war. Es soll 2028 ausgelie-fert werden. Die Fregatten sollen in Wolgast, Kiel und Hamburg gebaut werden.  (Reuters/jW)

Verletzter Junge nach israelischem Angriff auf UNRWA-Schule in Nuseirat am Donnerstag
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Israels Luftwaffe bombardiert UN-Schule und tötet allein 14 Kinder. Razzien in 

Westbank. Spanien schließt sich IGH-Klage an. Von Jakob Reimann

D-Day: Russophobes Spektakel bei Gedenken an Alliiertenlandung in Normandie 1944Mehrere westliche Staats- und Regierungschefs ha-ben beim Gedenken zum 80.  Jahrestags der Landung in der Normandie am Donnerstag den Ukrai-ne-Krieg mit der Niederkämpfung des deutschen Faschismus gleichgesetzt. Mehr als 156.000 Soldaten vor allem aus den USA, Großbritannien, Kana-da, Polen und Frankreich überquerten am 6. Juni 1944 mit Schiffen und Flug-zeugen den Ärmelkanal und eröffneten eine neue Front gegen die deutschen Truppen.
Insbesondere US-Präsident Joseph 

Biden, Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) und der ukrainische Präsident Wolodimir Selenskij nutzten die Ge-legenheit, um den Stellvertreterkrieg gegen Russland zur Fortsetzung der Antihitlerkoalition zu erklären. Biden erklärte bei einer Ansprache in Colle-ville-sur-Mer, die Ukraine sei von einem »Tyrannen« überfallen worden, der auf Herrschaft aus sei. Die Demo-kratie sei heute stärker gefährdet als zu jedem anderen Zeitpunkt seit dem Zweiten Weltkrieg. Biden weiter: »Wir werden uns nicht beugen, wir können uns den Tyrannen nicht ergeben, das 

ist einfach undenkbar. Wenn wir das tun, wird die Freiheit unterdrückt, ganz Europa wird bedroht sein.«Scholz schrieb in einem am Don-nerstag veröffentlichten Beitrag für die Zeitung Ouest France: »Für Deutschland und unsere Partner und Alliierten ist klar: Der brutale russi-sche Imperialismus darf keinen Er-folg haben. Und er wird keinen Erfolg haben, weil wir die Ukraine weiter in ihrem heldenhaften Abwehrkampf unterstützen, solange es nötig ist.« Für ein wirtschaftlich, militärisch und gesellschaftlich starkes Europa, fest 

verankert im transatlantischen Bünd-nis zu arbeiten, sei »das Vermächtnis des 6. Juni 1944«. Selenskij schrieb in Onlinediensten: »Die Alliierten haben damals die Freiheit Europas verteidigt, und die Ukrainer tun dies heute.« Ähn-lich äußerte sich der kanadische Pre-mierminister Justin Trudeau, während der britische König Charles III. und Frankreichs Präsident Emmanuel Ma-cron direkte Bezüge vermieden. Russi-sche Vertreter waren nicht eingelade – auch nicht zur Ehrung sowjetischer Résistance-Kämpfer. Arnold SchölzelSiehe Kommentar Seite 8

wird herausgegeben von 2.775 Genossinnen und Genossen (Stand 29.5.2024)
n www.jungewelt.de/lpg
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Volles Rohr
Publikumsstarke Sportvereine wie BVB und DEG im Visier von Kriegs-konzern Rheinmetall. Polarisierte Debatte und weitere Proteste um Werbedeals erwartet. Von Oliver RastIM
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1.400 Probeabos für den Frieden! Siehe Seite 7



Sonderausgabe der Tageszeitung  junge Welt • Juni 2024GRUNDRECHTE VERTEIDIGEN8

 1. Was ist die  junge Welt ? 

 Die  junge Welt  ist eine linke, unabhängi-
ge, überregionale Tageszeitung mit Sitz 
in Berlin und einer verkauften Auflage 
von derzeit 21.300 Exemplaren pro Tag. 

 2. Woher kommt die 
junge Welt ? 
 Sie wurde 1947 in der Sowjetischen 
Besatzungszone gegründet, war in der 
DDR zuletzt die meistverkaufte Tages-
zeitung und wurde 1991 von der Treu-
handanstalt an ein Berliner Unterneh-
men verkauft, das die Zeitungsproduk-
tion jedoch am 5. April 1995 einstellte. 
Der Betriebsrat und andere Verlagsmit-
arbeiter gründeten daraufhin die Verlag 
8. Mai GmbH, um die Zeitung in Regie 
der Belegschaft nach nur wenigen Tagen 
weiterzuführen. 

 3. Wo verortet sich die  
junge Welt ? 
 Wie jede andere Zeitung auch hat die  junge 
Welt  eine Blattlinie, also eine inhaltliche 
Orientierung, und vertritt die Interessen 
einer Klientel. Die  junge Welt  stellt ein 
journalistisches Angebot zur Verfügung 
für alle, die an progressiver, aufklärender 
Berichterstattung und Analyse interessiert 
sind. Sie berichtet ausgehend von den In-
teressen derjenigen, die von Gehalt, Rente 
oder »Stütze« abhängig sind. 

 4. Was ist der inhaltliche 
Markenkern der  jungen Welt ? 
 Die Zeitung schreibt gegen Kriegsgefahr 
und Sozialabbau, für den Schutz demo-
kratischer Rechte, zu internationaler So-
lidarität und berichtet hintergründig über 
soziale Bewegungen, etwa aus den Be-
reichen Arbeiterrechte, Gewerkschaften, 
Frieden und Umwelt. Bei der journalisti-
schen Auswahl, Analyse und Bewertung 
der Ereignisse orientiert sie sich an der 
marxistischen Erkenntnistheorie, bleibt 
aber unabhängig von Parteien und Be-
wegungen. 

 5. Was haben die 
Verfassungsschutzbehörden 
und die Bundesregierung 
gegen die  junge Welt ? 

 Das hat viel mit politischer Verortung 
und dem Markenkern der Zeitung zu 
tun: Eine Zeitung gegen Krieg und 
 Sozialabbau ist in Zeiten, die von Hoch-
rüstung, Kriegsvorbereitung und Sozial-
abbau (»Kanonen statt Butter«) geprägt 
sind, störend. Vor allem, wenn es ihr 
gelingt, viele Menschen zu erreichen 
(das Bundesamt für Verfassungsschutz 
wirft der Zeitung vor, »wirkmächtig« 
zu sein). 

 6. Wem gehört die  junge Welt ? 
 Sie gehört zu 95,4 Prozent der Genossen-
schaft LPG junge Welt eG, deren Mitglie-
der auch Herausgeberinnen und Heraus-
geber der Zeitung sind. Der Restanteil ge-
hört dem Verlagsgeschäftsführer Dietmar 
Koschmieder. 

 7. Wie und wo kann man die 
junge Welt  lesen? 

 Die  junge Welt  gibt es bundesweit, aber 
auch in der Schweiz und in Österreich, 
im Einzelhandel zu kaufen. Die Zeitung 
kann im Print- oder Onlineformat abon-
niert werden. Wir kämpfen dafür, dass es 
unsere Printversion noch möglichst lan-
ge geben wird! Beiträge der  jungen Welt
kann man auch in den sozialen Medien 
lesen – auf Facebook, X und Instagram. 
Auf der Internetseite  jungewelt.de  sind 
sowohl die Inhalte der Tagesberichter-
stattung als auch ein Archivbestand seit 
1997 zugänglich. Für Abonnenten gibt es 
eine App. Neu aufgebaut wird gerade der 
 Newsletter. 

 8. Wer finanziert die 
junge Welt ? 
 Die Zeitung finanziert sich hauptsächlich 
über Print- und Onlineabonnements, aber 

auch über den Einzelverkauf. Dazu wird 
sie unterstützt von ihrer Genossenschaft 
LPG junge Welt eG. In bescheidenem 
Umfang gibt es auch Einnahmen aus dem 
Anzeigengeschäft. Zunehmend wichtig 
werden Spenden für unseren Prozesskos-
tenfonds, der uns bei der Bewältigung 
von Prozesskosten hilft. Oder für den 
Lesefonds, über den wir unter anderem 
Freiabos für soziale Einrichtungen finan-
zieren. 

 9. Bietet die  junge Welt  
auch kostenlose 
Probeabos an? 

 Ja! Das zweiwöchige Probeabo ist 
kostenlos, völlig unverbindlich und 
endet automatisch, muss also nicht 
abbestellt werden! Eine Bestellung 
kann man per formloser E-Mail an 
  aboservice@   jungewelt.de  oder tele-
fonisch unter 0 30/53 63 55-84 aufge-
ben. Als weitere Bestellmöglichkeit 
bietet sich ein Onlineformular an: 
  jungewelt.de/probeabo . Wir freuen 
uns aber auch, wenn Sie sich für unser 
Aktionsabo interessieren: Sie erhalten 
75 Ausgaben für 75 Euro und haben so 
die Möglichkeit, die  junge Welt  umfas-
send kennenzulernen. Auch beim Akti-
onsabo gilt: Es endet automatisch, muss 
also nicht abbestellt werden. Nutzen Sie 
für Ihre Bestellung gern den nebenste-
henden Coupon. Oder folgendes On-
lineformular:  jungewelt.de/ aktionsabo . 

 10. Wie kann man die   junge Welt  
unterstützen? 

 Besonders hilfreich sind Abonnements 
und die Mitgliedschaft in der Genossen-
schaft. Auch Spenden für den Prozess-
kostenfonds sind natürlich gern gesehen. 
Ebenso bitten wir alle, sich über den 
Verlauf des Prozesses » junge Welt /Ver-
lag 8. Mai GmbH gegen Bundesrepublik 
Deutschland« umfassend zu informieren 
und den Abbau demokratischer Grund-
rechte nicht einfach hinzunehmen. 

Zehn Fragen zur 
Tageszeitung junge Welt …
… die Sie sich schon immer (oder eben erst jetzt) gestellt haben
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Angeblicher Beleg für Umsturzabsichten der jungen Welt: Zeitungsverteilung durch Mitarbeiter des jW-Aktionsbüros auf der 
Demonstration »Wir zahlen nicht für eure Krise« (Berlin, 1.5.2023)

DER WEISSE HAI

Großes Kino
zum kleinen

Preis

75 Ausgaben für € 75
jungewelt.de/sommerabo
0 30/53 63 55-80 | abo@jungewelt.de

*Zeitung muss nicht abbestellt werden, Aktionsabo endet automatisch.

*

  Ja, ich  möchte 75 Ausgaben der Tageszeitung junge Welt im 
Aktionsabo Print für 75 Euro bestellen.

Das Abo ist     für mich      zum Verschenken

Vorname/Name

Straße/Nr. 

PLZ/Ort

Telefon 

E-Mail

Das Abo soll am    beginnen 
(spätester Lieferbeginn: 7.10.2024), bestellbar bis 20. September 2024.

Die junge Welt bitte liefern an:

  Frau   Herr

Vorname/Name

Straße/Nr. 

PLZ/Ort

Telefon 

E-Mail

Ja, ich bin damit einverstanden, dass mich die Verlag 8. Mai GmbH zwecks einer 
Leserbefragung zur Qualität der Zeitung, der Zustellung, zur Fortführung des 
Abonnements und zu Verlagsangeboten kontaktiert. Dieses Einverständnis kann 
ich jederzeit widerrufen (per E-Mail: abo@jungewelt.de oder per Post: Verlag 8. Mai 
GmbH, Aboservice, Torstraße 6, 10119 Berlin). Der Verlag garantiert, dass die Daten 
ausschließlich zur Kundenbetreuung genutzt werden.

  Das Abo bezahle ich per Rechnung. 

w

Datum/Unterschri� 
Das Aktionsabo ist alle zwölf Monate nur einmal pro Haushalt bestellbar und endet 
nach 75 Ausgaben automatisch. Sie müssen es nicht abbestellen. Lieferung ins 
Ausland zzgl. 39,30 Euro. Diese Bestellung kann ich binnen 14 Tagen nach Erhalt 
der ersten Ausgabe bei der Verlag 8. Mai GmbH schri� lich widerrufen.

Coupon einsenden an: 

Verlag 8. Mai GmbH, Aboservice, Torstraße 6, 
10119 Berlin. E-Mail: abo@jungewelt.de

*


